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Jahren weiter erhöht, damit noch Zukunft sichern - Für ein 
mehr Menschen hier gerne leben, selbstbewusstes Land
hier bleiben und hierher kommen. 
Deshalb wird die Landesregierung 

Die Landesverbände Mecklenburg- Bedingungen schaffen, die der 
Vorpommern der Sozialdemokrati- Abwanderung insbesondere junger 
schen Partei Deutschlands und der Menschen aus Mecklenburg-
Partei des Demokratischen Sozialis- Vorpommern wirksam begegnen.
mus sind übereingekommen, auch in 
der IV. Legislaturperiode des Land- Auch in Zukunft wird das Hauptau-
tages von Mecklenburg-Vorpom- genmerk auf die Schaffung und den 
mern gemeinsam Regierungsverant- Erhalt von Arbeitsplätzen ausgerich-
wortung zu übernehmen. Dabei bau- tet sein. Alle Maßnahmen haben sich 
en sie auf die von ihnen in der III. diesem Ziel unterzuordnen. Deshalb 
Legislaturperiode geschaffenen ist eine aktive Arbeitsmarktpolitik 
Grundlagen auf. Die 1998 eingelei- auch in dieser Legislaturperiode von 
tete Reformpolitik wird in den kom- besonderer Bedeutung. Der zweite 
menden Jahren fortgeführt und Arbeitsmarkt ist auch in der nächsten 
vertieft. Zeit erforderlich.

Die Zusammenarbeit von SPD und Um dem wachsenden Bedarf an 
PDS in der Koalition beruht auf part- Fachkräften in wirtschaftlichen 
nerschaftlicher Grundlage, die die Zukunftsbereichen (z. B. Tourismus, 
Identität beider Parteien wahrt, sowie Biotechnologie und Gesundheit) zu 
auf Offenheit, Berechenbarkeit und entsprechen, wird die Landesre-
gegenseitigem Vertrauen. In diesem gierung eine Weiterbildungs- und 
Sinne wollen die Partner Weichen Qualifizierungsoffensive einleiten.
stellen, die über die Wahlperiode 
hinausweisen. Politik setzt die Rahmenbedingun-

gen für die wirtschaftliche Entwick-
Gemeinsam mit den Bürgerinnen lung. Deshalb wird die Landesregie-
und Bürgern wird die von SPD und rung die Investitions- und Infrastruk-
PDS gebildete Landesregierung ein turoffensive fortsetzen. Ziel ist es, 
modernes und sozial gerechtes möglichst rasch die Infrastruktur 
Mecklenburg-Vorpommern schaf- Mecklenburg-Vorpommerns weiter 
fen. Stabilität, Innovation, Entbüro- auszubauen, um Investitionsanreize 
kratisierung und Nachhaltigkeit wer- zu erhöhen.
den zu Markenzeichen des Landes 
und diese Legislaturperiode prägen. Die Landesregierung wird auch wei-

terhin alle Anstrengungen unterneh-
Die Attraktivität Mecklenburg-Vor- men, damit eine leistungsfähige 
pommerns wird in den nächsten vier Wirtschaft entsteht, die von Unter-

nehmen getragen wird, die im natio- pen erhalten weiterhin Unterstüt-
nalen wie internationalen Wettbe- zung.
werb bestehen können. Die Wirt-
schaftsförderung wird darauf ausge- Die Landesregierung unterstützt den 
richtet, das Wachstum einheimischer Ausbau der Europäischen Union und 
Unternehmen zu verstärken und neue die Osterweiterung als Vorausset-
Investoren für das Land zu gewin- zung zur weiteren Entwicklung Eu-
nen. ropas und Mecklenburg-Vorpom-

merns.
Handwerk und Mittelstand bilden 
das Rückgrat der Wirtschaft in Meck- Die Landesregierung wird die dyna-
lenburg-Vorpommern. Die Landes- mische Entwicklung der Wirtschaft 
regierung wird sich ihren Problemen, und Kultur im Ostseeraum und die 
vornehmlich den Fragen der Unter- Möglichkeiten der norddeutschen 
nehmensfinanzierung und Verbesse- Zusammenarbeit zur weiteren Ent-
rung des Marktauftritts, mit besonde- wicklung des Landes mitgestalten.
rer Aufmerksamkeit widmen.

Die Landesregierung wird im Rah-
Durch Frieden und soziale Gerech- men ihrer Möglichkeiten der Ent-
tigkeit sowie ein Klima der Toleranz wicklungszusammenarbeit gebüh-
und Weltoffenheit wird die Integra- rende Aufmerksamkeit widmen.
tion von Menschen gestärkt und wer-
den die Voraussetzungen für eine so- Entbürokratisierung und Moderni-
lidarische Gesellschaft geschaffen. sierung der Verwaltung sind ent-

scheidende Rahmenbedingungen für 
Dazu gehört die Chance auf gleich- die Lebensverhältnisse der Bürgerin-
berechtigte Teilhabe von Männern nen und Bürger und die Entwick-
und Frauen in allen gesellschaftli- lungsmöglichkeiten der Wirtschaft. 
chen Bereichen. Die Landesregie- Die Landesregierung wird deshalb in 
rung wird die Querschnittarbeit Gen- dieser Legislaturperiode eine tief-
der Mainstreaming fördern und noch greifende Reform der Verwaltung 
vorhandene Benachteiligungen von beginnen. Sie wird dabei sicher-
Frauen weiter abbauen. stellen, dass leistungsfähige Kreise 

und Gemeinden entstehen und mo-
Eine Gesellschaft lebt vom Engage- der ne Inf orm ati ons tec hno log ien  
ment ihrer Bürgerinnen und Bürger. dazu beitragen, dass die Effektivität 
Deshalb unterstützt die Landesregie- der Verwaltung und das Dienstleis-
rung die ehrenamtliche Tätigkeit und tungsangebot für Bürgerinnen und 
misst ihr hohe Bedeutung bei. Die Bürger sowie das Gewerbe erweitert 
Selbsthilfe ist ein unverzichtbarer werden.
Bestandteil der Daseinsvorsorge. 
Selbsthilfeorganisationen und grup-
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Auch in dieser Legislaturperiode sprechenden Staatsverträge. 
wird der Bildungsbereich ein 
Schwerpunkt sein. Die in der ver- Der Inneren Sicherheit wird weiter-
gangenen Legislaturperiode be- hin hohe Priorität beigemessen. Die 
schlossenen Reformen im Schul- und Bürgerinnen und Bürger sollen in 
Hochschulbereich werden kontinu- Mecklenburg-Vorpommern sicher 
ierlich umgesetzt. Bei der Ganztags- leben können.
betreuung und der vorschulischen 
Bildung werden weitere Verbesse- Die Bewahrung einer gesunden und 
rungen erfolgen. natürlichen Umwelt ist die Voraus-

setzung dafür, dass die Attraktivität 
Von großer Bedeutung für die Bürge- des Landes erhalten bleibt.
rinnen und Bürger des Landes ist die 
ent sch los sen e Bek ämp fun g des  Die Landesregierung erarbeitet Ge-
Rechtsextremismus und der Frem- sundheitsziele für das Land. Beson-
denfeindlichkeit. Dies wird Eingang dere Beachtung erhalten dabei ge-
finden in den schulischen Unterricht. sundheitliche Belange von Kindern 

und Jugendlichen. In den Bereichen 
Gewalt als Mittel zur Lösung poli- der Gesundheitsförderung, -vorsorge 
tischer und zwischenmenschlicher und -versorgung wird vor allem auf 
Konflikte muss gesellschaftlich ge- die Belange sozial benachteiligter 
ächtet und mit allen vorhandenen Kinder geachtet.
rechtsstaatlichen Mitteln bekämpft 
werden. Die solide Finanzpolitik der vergan-

genen Legislaturperiode wird fort-
Aufgabe der gesamten Gesellschaft gesetzt, denn nur ein handlungsfähi-
ist es, Demokratie, Toleranz und ger Staat kann soziale Gerechtigkeit 
Fremdenfreundlichkeit zu festigen. sowie gesellschaftlichen, wirtschaft-

lichen und sozialen Fortschritt ge-
Die Landesregierung wird besonde- währleisten.
res Augenmerk auf die Vertiefung der 
politischen Bildung legen. Sie wird 
deshalb die organisatorischen Vor-
aussetzungen dafür schaffen und die 
finanziellen und personellen Res-
sourcen konzentrieren sowie organi-
satorisch zusammenfassen.

Die Landesregierung wird mit den 
Kirchen und Religionsgemeinschaf-
ten vertrauensvoll zusammenarbei-
ten. Grundlage dafür sind die ent-
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gehört die Schaffung einer entspre-Wirtschaftspolitik
chenden Infrastruktur mit guten Ver-
kehrsverbindungen aller Art sowie 

Die Schaffung von Arbeitsplätzen die Ausweisung von Gewerbestand-
auf dem ersten Arbeitsmarkt hat für orten mit Platz für ansiedlungswil-
die Landesregierung oberste Priori- lige Unternehmen.
tät. 

Die Kampagne „MV tut gut“ ist als 
Grundlage dafür bildet eine leis- Imagewerbung vor allem für den 
tungsfähige Wirtschaft, die von Un- Tourismus und die Gesundheitswirt-
ternehmen getragen wird, die im na- schaft in Mecklenburg-Vorpommern 
tionalen wie internationalen Wettbe- erfolgreich. Sie soll als zentrale 
werb bestehen können. Auf diese Werbemaßnahme fortgesetzt und er-
Weise entstehen dauerhafte und zu- weitert werden. Ziel ist ein einheit-
kunftssichere Arbeitsplätze für die liches Erscheinungsbild (Dach-
Menschen in Mecklenburg-Vorpom- marke) des Standortes Mecklenburg-
mern. Vorpommern nach außen, um die 

Vorzüge des Landes noch besser prä-
Das Bündnis für Arbeit und Wett- sentieren zu können.
bewerbsfähigkeit auf Landesebene 
wird fortgeführt. Die Landesregie-

Handwerk und rung wird die Verknüpfung von Wirt-
Mittelstandschafts-, Arbeitsmarkt- und Struktur-

politik fortsetzen, um so alle Poten-
ziale einer komplexen Regionalpo- Handwerk und Mittelstand bilden 
litik zu erschließen und regionale das Rückgrat der Wirtschaft in Meck-
Wirtschaftskreisläufe zu unterstüt- lenburg-Vorpommern. 
zen. Die Landesregierung prüft alle 
Maßnahmen auf ihre beschäfti - Besondere Aufmerksamkeit gilt der 
gungspolitischen Auswirkungen. Bestandspflege und der Verbesse-

rung der Leistungsfähigkeit der 
Die Wirtschaftsförderung wird da- kleinen und mittleren Unternehmen 
rauf ausgerichtet, das Wachstum ein- vor allem im Hinblick der Beratung 
heimischer Unternehmen zu verstär- in kaufmännischen Fragen, eines 
ken und neue Investoren für das Land verbesserten Marktauftritts und der 
zu akquirieren. Die Landesregierung Konsolidierung.  Existenzgründer, 
wird alle Anstrengungen unterneh- insbesondere in wachstums- und zu-
men, die Attraktivität des Wirt- kunftsorientierten Wirtschaftsberei-
schaftsstandortes Mecklenburg-Vor- chen, werden durch die Landesregie-
pommern weiter zu verbessern. Dazu rung unterstützt, sofern entsprechen-
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gehört die Schaffung einer entspre-Wirtschaftspolitik
chenden Infrastruktur mit guten Ver-
kehrsverbindungen aller Art sowie 
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der Wirtschaft stärken



Deutscher Reeder und der Gewerk-
schaft ver.di vereinbarte Maßnah-
mepaket zur Beschäftigungssiche-
rung deutscher Seeleute auf Schiffen 

Die Landesregierung strebt an, die unter deutscher Flagge. 
Attraktivität von Gewerbestandorten 
zu erhöhen. Dazu wird die Anbin-
dung ausgewiesener Gewerbe- und 
Industriegebiete an das überörtliche 
Straßennetz verbessert. An Standor-
ten mit hohem Güterverkehrsauf-
kommen sind zudem direkte 

Ziel einer offensiven Standortpolitik Gleisanschlüsse oder nahe gelegene 
ist es, dass Investoren direkt vor Ort Umschlaganlagen zu schaffen. 
in ihren jeweiligen Wohnsitz- oder 
Produktionsländern angesprochen 
und eingeworben werden. 

Die Landesregierung sieht in einer Für die gezielte Ansprache bedient 
modernen Konversionspolitik ein sich die Landesregierung Ansied-
wichtiges Mittel zur Stärkung von lungsvermittler und Wirtschaftsbera-
ehemaligen Militärstandorten, die oft tungsunternehmen, die das Land in 
in strukturschwachen Räumen lie-seinen Bemühungen unterstützen. 
gen. Bei all seinen Aktivitäten bindet das 

Land die Wirtschaftsförderer von 
Die „Interministerielle Arbeitsgrup-Kreisen und Kommunen sowie die 
pe (IMAG) Bundeswehrstrukturre-Regionalmanager verstärkt ein, um 
form“ wird unter Federführung des ein reibungsloses Zusammenwirken 
Wirtschaftsministeriums fortgeführt. der verschiedenen Institutionen ab-
Die Leitlinien „Konversion“ des zusichern. Eine zentrale Anlaufstelle 
Landes werden fortgeschrieben und im Wirtschaftsministerium bündelt 
den Bedingungen der alten und neu-die Aktivitäten und ebnet den Inves-
en Konversionsaufgaben angepasst. toren den Weg. Diese Maßnahmen 
Ehemalige Bundeswehrstandorte werden vervollständigt und weiter-
genießen auch weiterhin Förderpri-entwickelt. Der Landesteil Vorpom-
orität. Die Landesregierung wird mit mern sowie die Region Ostmecklen-
Nachdruck die Forderung des Bun-burg werden weiter eine Förderung 
desrates vom Februar 2001 zur genießen, die von den besonderen 
Schaffung eines Bundeskonver-strukturellen Defiziten ausgeht und 
sionsprogramms unterstützen. diese zu beheben sucht. 

Wirtschaftsnahe 
Infrastruktur

Standortoffensive für 
Mecklenburg-
Vorpommern

Konversion 

II. Die Wettbewerbsfähigkeit …

Koalitionsvereinbarung 2002 bis 2006

12 13

de Bundesprogramme keine adäqua- bänden erarbeiten. Zusammen mit 
te Unterstützung bieten. Um die Rah- den Kommunen werden entspre-
menbedingungen für Existenzgrün- chende Modellprojekte initiiert.
der und besonders auch für Frauen zu 
verbessern, wird eine einzige Anlauf-
stelle geschaffen. 

Die Landesregierung wird im Rah-
Die Landesregierung wird aufbau- men ihrer Wirtschaftspolitik zielge-
end auf dem Multimediakonzept für richtet die Stärkung und den Ausbau 
Mecklenburg-Vorpommern die stär- industrieller Kerne begleiten. Durch 
kere Nutzung der Anwendung der Verbundbildung in Netzwerken und 
modernen Informations- und Kom- Kooperationen wird die Förderung 
munikationstechnologien in den ge- wachstumsorientierter Branchen 
werblichen kleinen und mittleren angestrebt.
Unternehmen sowie im Handwerk 
unterstützen.

Im Mittelpunkt stehen dabei neben 
der Stärkung der Zukunftstechnolo-Veränderungen auf den Kapitalmärk-
gien die Branchen Maritime Indus-ten erschweren zunehmend den Zu-
trie/Schiffbau, die Metall- und Elek-gang der Unternehmen zu Eigen-
troindustrie, Anlagenproduktion für kapital und Krediten. Die Landesre-
erneuerbare Energien, der Präzisi-gierung verfolgt deshalb das Ziel, 
onsmaschinenbau, die Zuliefererin-durch die Weiterentwicklung und 
dustrie für die Fahrzeug-, Luft- und Optimierung der vorhandenen Fi-
Raumfahrt, die Holz- und Kunst-nanzierungsinstrumente die Durch-
stoffwirtschaft sowie die Ernäh-leitung von Förderkrediten des Bun-
rungsindustrie.des zu verbessern sowie den Zugang 

der Unternehmen zu Beteiligungs-
Die Landesregierung setzt sich für kapital zu erleichtern. Soweit Unter-
verbesserte Rahmenbedingungen nehmen mit guter Bonität keinen Zu-
zum Erhalt der globalen Wettbe-gang zu Krediten erhalten, ist für 
werbsfähigkeit des Schiffbaus in dieses Problem eine Lösung zu fin-
Mecklenburg-Vorpommern, vor al-den. In diesem Zusammenhang prüft 
lem für die weitere Öffnung der für das Land die Errichtung einer 
die Werften bis 2005 bestehenden Landesförder- bzw. Investitions-
Kapazitätsgrenzen, ein. Um die bank.
Wettbewerbsfähigkeit der Werften 
sicherzustellen, sind zeitlich befris-Die Landesregierung wird Schwarz-
tete Hilfen für den Schiffbau zu leis-arbeit und illegale Beschäftigung 
ten. Die Landesregierung unterstützt konsequent bekämpfen und dazu 
das im Maritimen Bündnis zwischen gemeinsame Vorschläge mit Ge-
Bund, Küstenländern, dem Verband werkschaften und Wirtschaftsver-
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Touristische Infrastruktur

Gesundheitstourismus 
und Kulturwirtschaft

richtung von Aus- und Fortbildungs-
stätten für den Tourismus zu prüfen.

Der Tourismus hat sich zu einem sta-
Die Förderung des Kinder- und Ju-bilen Wirtschaftsfaktor im Land ent-
gendtourismus sowie von barriere-wickelt und befindet sich seit Jahren 
freien Angeboten wird weiterhin auf Wachstumskurs. Die Tourismus-
starke Beachtung finden. wirtschaft ist zur Schaffung von Ar-

beitsplätzen weiterhin zu fördern und 
Zur Verbesserung des maritimen auszubauen. Diese Position soll ge-
Tourismus in Mecklenburg-Vorpom-halten und ausgebaut werden. 
mern wird an der Ostseeküste zwi-
schen Rostock und Barhöft ein Mit dem Ziel, die vielfältigen Aktivi-
Küstenhafen angestrebt, der den täten im Tourismussektor zu bündeln 
Schutzzielen des Nationalparks Vor-und fortzuentwickeln, wird die Lan-
pommersche Boddenlandschaft ent-desregierung ein neues Tourismus-
spricht. konzept für Mecklenburg-Vorpom-

mern erarbeiten. Die Landesregie-
Für die angrenzende Boddenregion rung wird koordinierte Marketingak-
wird ein regionales Entwicklungs-tivitäten weiterhin unterstützen. 
programm formuliert, das Möglich-
keiten zur vermehrten touristischen Durch nachfrageorientierte Maßnah-
Nutzung aufzeigen soll.men soll die Saison verlängert wer-

den. Dies stärkt die Tourismusbetrie-
be und vermindert die Tendenz zu 
saisonabhängigen Beschäftigungs-
verhältnissen. In diesem Sinne ist die 
Tourismus- und Freizeitinfrastruktur Ein wichtiges Standbein der zukünf-
weiter zu festigen, zu vernetzen und tigen Entwicklung in Mecklenburg-
nach nachfrageorientierten Stan- Vorpommern ist die Gesundheits-
dards und Kriterien auszubauen. wirtschaft. 
Dazu gehört auch ein behutsamer 
Ausbau der bestehenden Kapazi- Um attraktive Angebote für Kur- und 
täten. Erholungsurlauber sowie Patienten 

zu schaffen, ist eine weitere Vernet-
Damit die positive Entwicklung des zung des Gesundheits- und Wellness-
Tourismus fortgeführt werden kann, tourismus mit Branchen wie bei-
ist die Qualität der Einrichtungen und spielsweise der Medizintechnik, der 
der Dienstleistungen stetig zu ver- Biotechnologie, der Umweltmedizin 
bessern. Dies gilt nicht zuletzt für die oder der Ernährungsindustrie anzu-
Aus- und Fortbildung. Gemeinsam streben. Die Förderung ist auf die 
mit der Wirtschaft ist daher die Ein- Schaffung einer attraktiven gesund-
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Ausbildung und 
Qualifizierung

Energiepolitik

Technologiepolitik

lich unterstützen. Dies soll insbeson-
dere in den Schwerpunkten Biotech-
nologie und Medizintechnik, Infor-
mations- und Kommunikationstech-

Die Landesregierung wird wie bisher nologien sowie im Bereich der rege-
dafür Sorge tragen, dass für alle nerativen Energien erfolgen.
Jugendlichen Ausbildungsplätze zur 
Verfügung gestellt werden. Zur Stärkung der Interessen von 

Mecklenburg-Vorpommern im Wett-
Auf mittlere Sicht ist in wachstums- lauf der europäischen Regionen un-
orientierten Branchen in Mecklen- terstützt die Landesregierung die 
burg-Vorpommern mit einem er- Entwicklung der Biotechnologiere-
höhten Bedarf an Fachkräften zu gion im Ostseeraum. Hierzu wird die 
rechnen. Dies gilt vor allem für den Vorreiterrolle des Landes mit der 
Bereich der Dienstleistungen und das BioCon Valley GmbH im ScanBalt-
verarbeitende Gewerbe. Dem wird Verbund ausgebaut, um zukunfts-
die Qualifizierungsförderung der fähige Arbeitsplätze im Land zu 
Landesregierung Rechnung tragen. schaffen.
Zukunftsbranchen wie der Touris-
mus, die Biotechnologien sowie der 
Gesundheits- und Sozialbereich be-
nötigen einen fachlich gut ausgebil-

Mecklenburg-Vorpommern wird deten Nachwuchs. Es gilt, die Zahl 
seine Attraktivität als Standort der der Arbeitslosen in Mecklenburg-
Anlagenproduktion im Bereich der Vorpommern dadurch zu reduzieren, 
regenerativen Energien weiter ent-dass über zielführende Qualifizie-
wickeln. Die Landesregierung setzt rungsmaßnahmen Arbeitnehmern 
sich beim Bund für den Aufbau und neue, zukunftsorientierte Berufsfel-
Betrieb einer Offshore-Forschungs-der eröffnet werden.
plattform in der Ostsee ein. 

Die Landesregierung unterstützt 
Initiativen, den Standort Lubmin zu 

Die Landesregierung wird sich für einem modernen Energiestandort zu 
die Schaffung zukunftsorientierter entwickeln. Dabei werden u. a. die 
und wettbewerbsfähiger Arbeits- Ansiedlung moderner konventio-
plätze einsetzen und ihre Technolo- neller Kraftwerke (insbesondere 
gieoffensive fortsetzen. Sie tritt dafür Gas- und Dampfkraftwerke) und/ 
ein, dass Unternehmen und wirt- oder Anlagen zur Erzeugung regene-
schaftsnahe Forschungseinrichtun- rativer Energien unterstützt. 
gen besser bei der Entwicklung neuer 
Produkte und Verfahren zusammen-
arbeiten und diesen Prozess maßgeb-
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gehungsstraßen realisiert werden 
können.

Für die Anbindung der Regionen 
Nach Fertigstellung der A 20 und des Neubrandenburg an die Metropol-
Rügenzubringers ist die Autobahn A region Berlin ist der Ausbau der B 96 
14 (Schwerin-Magdeburg) in Verlän- zu einer leistungsfähigen Verbin-
gerung der AÊ241 dringend erforder- dungsachse notwendig.
lich, um die Zentren und Häfen des 
Landes verkehrsgünstig an das über-
regionale Autobahnnetz anzu-
schließen. 

Gemeinsam mit den Ländern Bran- Alleen an Straßen und Wegen in 
denburg und Sachsen-Anhalt werden Mecklenburg-Vorpommern sind ein 
die Planungen der A 14 weiterhin for- unverwechselbares Markenzeichen 
ciert, um das Projekt schnel lst- unseres Landes, die nach Möglich-
möglich realisieren zu können. keit zu erhalten sind. Eingriffe in den 

Alleenbestand im Interesse der Ver-
Für die überregionale Anbindung der kehrssicherheit sind auf ein erfor-
Mecklenburgischen Seenplatte und derliches Mindestmaß zu beschrän-
der Region Neubrandenburg ist ein ken. Durch gezielte Verjüngung alter 
Abzweig von der A 14 über Wittstock Baumbestände und die Neuanlage 
bis nach Mirow als leistungsfähige von Alleen soll das Erkennungs-
Bundesstraße unverzichtbar. mer kma l Mec kle nbu rg-Vorpom -

merns als Land der Alleen verstärkt 
Auch in Zukunft liegt ein besonderer werden.
Schwerpunkt beim Ausbau der Ver-
kehrsinfrastruktur in Mecklenburg- Das erfolgreiche Verkehrsicherheits-
Vorpommern auf dem Bau von konzept der Landesregierung wird 
Umgehungsstraßen. weiterentwickelt und für eine weitere 

Periode von 2004 bis 2007 fortge-
Die Landesregierung setzt sich für schrieben.
eine zeitnahe Novellierung des Bun-
desverkehrswegeplans ein. Es wird 
angestrebt, dass der neue Bundes-
verkehrswegeplan wieder möglichst 
viele Ortsumgehungen für Mecklen-

Die Landesregierung misst dem burg-Vorpommern enthält und dass 
Öffentlichen Personennahverkehr auch bei den Landesstraßen nach den 
(ÖPNV) in der Fläche eine hohe Möglichkeiten des Landeshaushalts 
Bedeutung für die wirtschaftliche im erforderlichen Umfang Um-
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heitsmedizinischen und gesundheits- mern zur Verbesserung der Rand-
touristischen Infrastruktur im Lande bedingungen für die wirtschaftliche 
abzustellen. Entwicklung an. Bis zum Jahr 2007 

sollen alle Hauptstrecken für Ge-
Die Landesregierung beabsichtigt, schwindigkeiten von 160 km/h bzw. 
im Rahmen der vorhandenen Förder- 120 km/h ertüchtigt werden. Die 
programme die Kulturwirtschaft in Landesregierung  wird sich beim 
Mecklenburg-Vorpommern zu stär- Bund und der Deutschen Bahn AG 
ken. Kultur ist ein Standortfaktor und mit Nachdruck dafür einsetzen, dass 
trägt mit der Vielfalt ihrer Angebote nach erfolgtem Streckenausbau auf 
besonders zur Attraktivität des Tou- 160 km/h die Verbindung Rostock-
rismus  in Mecklenburg-Vorpom- Berlin wieder im Fernverkehr und 
mern bei. ohne Bereitstellung zusätzlicher 

Landesmittel befahren wird. 

Die Landesregierung strebt die zeit-
nahe Modernisierung der Eisenbahn-Das integrierte Verkehrskonzept 
Nebenstrecken in Mecklenburg-Vor-Mecklenburg-Vorpommerns wird 
pommern an, um die Voraussetzun-weiter umgesetzt und fortgeschrie-
gen für einen attraktiven Schienen-ben. 
personennahverkehr zu schaffen. Ei-
ne entsprechende Realisierung soll Die Landesregierung misst der Wei-
bis zum Jahr 2007 erfolgen.terentwicklung der grenzüberschrei-

tenden europäischen Verkehrswege 
Die Landesregierung wird sich dafür vor dem Hintergrund der Entwick-
einsetzen, dass keine weiteren Stre-lungsperspektiven des Ostseeraums 
cken des Schienenpersonenverkehrs und der EU-Osterweiterung große 
in Mecklenburg-Vorpommern still-Bedeutung bei und wird ihre Interes-
gelegt werden. Bei Schienenstre-sen bei den Revisionsverhandlungen 
cken, die nach erfolgter Abbestellung zu den Leitlinien für die Transeuro-
der SPNV-Leistungen stillgelegt päischen Netze (TEN) nachhaltig 
worden sind und bei denen perspek-vertreten, wie z. B. die Entwicklung 
tivisch eine Wiederaufnahme von von Hochgeschwindigkeitssee-
Personen- und/oder Güterverkehr wegen. 
nicht ausgeschlossen erscheint, sind 
Verhandlungen mit der DB Netz AG 
mit dem Ziel einer Trassensicherung 
zu führen. 

Die Landesregierung strebt den zeit-
nahen Ausbau der Eisenbahn-Haupt-
strecken in Mecklenburg-Vorpom-

Verkehrspolitik

Ausbau des 
Schienennetzes
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Entwicklung des Landes zu. Er wird 
im Sinne eines integrierten Angebots 
aller Verkehrsträger und aller Be-
dienungsformen weiterentwickelt. 

Das Flughafenkonzept des Landes Dabei werden Tarifverbünde weiter 
Mecklenburg-Vorpommern wird ent-gefördert und die Gebietskörper-
sprechend den Erfordernissen von schaften bei ihren diesbezüglichen 
Wirtschaft und Verkehr fortgeschrie-Aufgaben der Daseinsvorsorge 
ben. Den Flughäfen kommt dabei ei-unterstützt. Die Landesregierung 
ne zentrale Bedeutung für die weitere strebt an, die Attraktivität des Schie-
wirtschaftliche Entwicklung des nenpersonennahverkehrs weiter zu 
Landes zu. Sie werden entsprechend erhöhen. Die Einführung nicht lini-
ihrer Nachfrage und Bedeutung engebundener Öffentlicher Perso-
ebenso weiter entwickelt wie weitere nennahverkehrs-Systeme in Gebie-
lokal bedeutsame Start- und Lande-ten mit geringen Einwohnerzahlen 
einrichtungen. Eine Verbesserung wird unterstützt. 
der Anbindung zu weiteren internati-
onalen Flughäfen wird geprüft.

Die Infrastruktur der Seehäfen in 
Mecklenburg-Vorpommern wird 
unter Einbeziehung der Hafenrand-

Die Radwegeentwicklungsplanung bereiche nachhaltig verbessert, um 
in Mecklenburg-Vorpommern und  im Wettbewerb bestehen zu können. 
darauf aufbauend  der Ausbau des Infrastrukturmaßnahmen der Bun-
Radwegenetzes werden weiterhin desverkehrswegeplanung, die der 
vorangebracht. Bei den Netzkonzep-weiteren Verbesserung der Verkehrs-
tionen kommt der Abstimmung der anbindung der Häfen dienen, werden 
straßenbegleitenden Radwege an den deshalb mit besonderer Dringlichkeit 
Bundes-, Landes- und Kreisstraßen umgesetzt.
mit den touristischen Radwander-
wegen eine besondere Bedeutung zu.Die Landesregierung wird sich für 

eine Verbesserung der Zusammenar-
beit der Häfen in Mecklenburg-Vor-
pommern einsetzen, ohne die Wett-
bewerbsbedingungen zwischen den 
Häfen zu beeinflussen. Dabei werden 

Die Landesregierung erarbeitet ein 
Lösungen angestrebt, die die Häfen 

Landestariftreuegesetz, das verfas-
aus eigener Verantwortung heraus 

sungskonform ist und keinen Verlust 
entwickeln.

von Arbeitsplätzen zur Folge hat.

Entwicklung des 
Luftverkehrs

Ausbau der Seehäfen

Ausbau des 
Radwegenetzes

Tariftreue bei der Verga-
be öffentlicher Aufträge
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nen neuen Wegen in der Arbeits-Arbeitsmarktpolitik
marktpolitik wird qualitativ weiter 
entwickelt. Das ASP wird auf seine Die Sicherung bestehender und die 
Effizienz und Steuerungsfähigkeit Schaffung neuer Arbeitsplätze ist 
überprüft. Spätestens bis Ende 2006 und bleibt die wichtigste Aufgabe der 
ist eine Überarbeitung des ASP mit Landesregierung. Da der erste Ar-
Blick auf die ab dem Jahr 2007 beitsmarkt noch nicht ausreichend 
beginnende, neue EU-Strukturfonds-Beschäftigungsmöglichkeiten anbie-
Periode erforderlich. tet, ist öffentlich geförderte Beschäf-

tigung weiterhin erforderlich. 
Der Initiativfonds hat sich als effek-
tives Instrument zur Unterstützung Die Landesregierung sieht auch in 
bei der Schaffung bzw. Sicherung der Verkürzung der Arbeitszeit und 
von Arbeitsplätzen bewährt und wird im Abbau von Überstunden Wege zu 
fortgeführt.mehr Beschäftigung und wird For-

men der Arbeitszeitverkürzung bei 
Die Landesregierung unterstützt alle einem sozialen Interessenausgleich 
Initiativen der Bundesregierung für unterstützen.
eine Arbeitsmarktpolitik, die auf den 
Abbau der Massenarbeitslosigkeit, Die Beschäftigungspolitik als Quer-
insbesondere in den neuen Bundes-schnittsaufgabe aller Ressorts wird 
ländern, ausgerichtet ist. Die Landes-verstärkt weiter entwickelt. Die Ver-
regierung setzt sich auch weiterhin zahnung von Arbeitsmarkt-, Wirt-
für eine Novellierung des Job-Aqtiv-schafts- und Strukturpolitik wird 
Gesetzes ein.fortgesetzt. In der Arbeitsmarktpoli-

tik sind Gemeinwohlorientierung 
Die Landesregierung wird die Ver-und Wirtschaftsorientierung gleich-
knüpfung von Arbeitsmarktpolitik rangig. Arbeitsmarkt- und Beschäfti-
mit anderen Politikfeldern und die gungspolitik sind auch unter einem 
Schaffung und Weiterentwicklung sozialpolitischen Aspekt zu versteh-
dafür notwendiger Strukturen weiter en und müssen diesem weiterhin 
voran bringen. Die Landesregierung Rechnung tragen. Die bewährte Zu-
strebt dafür u. a. die Konzentration sammenarbeit mit den Sozialpart-
auf eine Gesellschaft des Landes für nern und den Verbänden wird weiter-
Arbeitsmarkt- und Strukturentwick-entwickelt.
lung an.

Das Arbeitsmarkt- und Strukturent-
Die Landesregierung wird im Rah-wicklungsprogramm (ASP) für 
men der Arbeitsmarktpolitik auch Mecklenburg-Vorpommern mit sei-
weiterhin keine Projekte im Niedrig-

III. Arbeit, Landesentwicklung,
Bauen und Wohnen
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… Bauen und Wohnen
Landesverwaltung und Neustruktu- wandt. Noch unbebaute ausgewiese-
rierung der kommunalen Gebietskör- ne Eignungsgebiete werden anhand 
perschaften eine wesentliche Rolle des erreichten Standes der Technik 
spielen. Ziel ist es, die Regionen in hinsichtlich ihrer Eignung überprüft. 
Mecklenburg-Vorpommern zu stär- Abstandsregelungen werden in Ab-
ken. hängigkeit von Bauhöhen der Wind-

energieanlagen neu formuliert. Die 
Besonderes Augenmerk wird die genehmigten Grenzwerte für Lärm-
Landesregierung bei der Landesent- emissionen sind einzuhalten. Die 
wicklungsplanung den Regionen Planung eines Offshore-Pilot-Wind-
Vorpommern und Ostmecklenburg parks in der Ostsee wird konstruktiv 
widmen. Bei der Landesplanung in begleitet. 
Hochwassergebieten, insbesondere 
an der Elbe, werden Retentionsräu- Zur Steigerung der Attraktivität für 
me sichergestellt. großflächige Industrie- und Gewer-

beansiedlungen werden eine be-
Im Jahre 2003 wird mit der Neuauf- grenzte Anzahl geeigneter „Groß-
stellung des Landesraumordnungs- standorte“ planerisch zur Baureife 
programms begonnen. geführt. 

Die Landesregierung strebt für die Bauen und Wohnen
größeren Städte des Landes eine wei-
tere Verbesserung der Stadt-Umland- Durch die Wohnungs- und Städte-
Beziehungen an. Dazu sollen zwi- bauförderung sind unsere Städte und 
schen den Kernstädten und den Um- Gemeinden attraktiver und lebens-
landgemeinden die Kooperationsbe- werter geworden. Das Wohnungs-
ziehungen ausgebaut und die planeri- angebot und die Qualität des Bestan-
schen Abstimmungsmöglichkeiten des haben sich in unserem Land 
verbessert werden. durch die bisherige Förderung erheb-

lich verbessert. In der Wohnungsbau-
Die Landesregierung wird neue Eig- förderung besteht jedoch immer noch 
nungsgebiete zur Nutzung der Wind- ein erheblicher Sanierungsbedarf. 
energie an Land und auf See auswei- Erst knapp die Hälfte der städtebauli-
sen. chen Missstände in Städten und Dör-

fern ist beseitigt worden. 
Die bisherige Eignungsgebietsstrate-
gie der Landesregierung für die Nut- Die Landesregierung fördert weiter-
zung der Windenergie hat sich be- hin soziale Wohnungsstrukturen und 
währt und wird bei der Ausweisung soziale Bedarfsträger wie junge 
der neu vorgesehenen Eignungs- Familien, Alleinerziehende, Behin-
gebiete, z. B. auf Deponien sowie mi- derte, Geringverdienende, Senioren 
litärischen Altstandorten, ange-

lohnsektor fördern. rung der Jugend und junger Existenz-
gründerinnen und Existenzgründer 

Es werden Möglichkeiten der beglei- in ausgewählten Schwerpunktberei-
tenden Qualifizierung und Bildung chen unter besonderer Berücksichti-
und des ehrenamtlichen Engage- gung der Region Vorpommern und 
ments im Rahmen des Bildungs- Ostmecklenburg. 
freistellungsgesetzes verstärkt.

Die Landesregierung unterstützt im 
Die Landesregierung setzt mit der Rahmen des ASP den Wiedereinstieg 
„Offensive für Ausbildung und Qua- in das Berufsleben insbesondere von 
lifizierung“ Schwerpunkte im Bünd- allein erziehenden Sozialhilfeemp-
nis für Arbeit, mit denen lebenslan- fängerinnen und -empfängern. Das 
ges Lernen befördert wird. Programm „55 plus  aktiv in die 

Rente“ wird weiter geführt. Die Lan-
Die Landesregierung wird sich auch desregierung setzt sich dafür ein, 
weiterhin dafür einsetzen, dass es Menschen ab dem 50. Lebensjahr 
mehr Chancen für Mädchen und neue Chancen für ein Verbleiben 
Frauen auf dem Ausbildungs- und bzw. die Rückkehr in das Berufsle-
Arbeitsmarkt gibt. ben zu eröffnen.

Die Landesinitiative „Jugend- und Die Landesregierung wird zur Aus-
Schulsozialarbeit“ hat sich bewährt einandersetzung mit den Vorschlä-
und wird auf dem bes tehenden  gen der Hartz-Kommission umge-
Niveau fortgeführt. hend eine Kommission einsetzen. Sie 

hat insbesondere die Aufgabe, spezi-
Die gemeinwohlorientierten Arbeits- fische Erfordernisse des Arbeits-
förderprojekte werden mit einer stär- marktes in Mecklenburg-Vorpom-
keren Orientierung auf regionale mern in den Umsetzungsprozess ein-
Entwicklungskonzepte weiter entwi- zubringen. Die Arbeitsmarktpolitik 
ckelt. muss flexibel für regionale Lösungen 

ausgerichtet werden und Nachteile 
Zum Abbau der Jugendarbeitslosig- des ostdeutschen Arbeitsmarktes aus-
keit wird das Landesprogramm „Ju- gleichen. Die Landesregierung lehnt 
gend, Arbeit, Zukunft“ weiter entwi- eine Zusammenlegung von Arbeits-
ckelt. Die mit dem Programm „Zu- losen- und Sozialhilfe auf das Niveau 
kunft für die Jugend in Mecklenburg- der Sozialhilfe und zu Lasten der 
Vorpommern“ ermöglichten Hand- Kommunen ab. 
lungsoptionen zur Initiierung und 
Unterstützung zukunftsorientierter Landesentwicklung 
Entwicklungen in Mecklenburg-Vor-
pommern werden wie geplant fortge- Die Landesentwicklungsplanung 
führt. Im Mittelpunkt steht die Förde- wird bei der Modernisierung der 
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als Voraussetzung für ein selbstbe-
stimmtes Leben. Deshalb werden al-
le Bundes- und EU-Mittel in der 
Wohnungs- und Städtebauförderung 
weiterhin vollständig komplemen-
tiert. Daneben werden in ausgewähl-
ten Schwerpunkten zumindest im 
Bereich Städtebauförderung eigene 
Landesprogramme weitergeführt. 

Die Landesregierung setzt sich dafür 
ein, das Programm „Stadtumbau-
Ost, Teilprogramm Rückbau“, dahin-
gehend zu erweitern, dass im Ein-
zelfall auch der Abriss überzähliger 
Gemeinbedarfseinrichtungen (dau-
erhaft nicht mehr benötigte Schulen, 
Kindertagesstätten u. ä.) analog der 
Rückbauförderung von Wohnraum 
mit einem Rückbauzuschuss geför-
dert werden kann.

Die Landesregierung intensiviert die 
Maßnahmen zur Revitalisierung der 
Stadtzentren als Gemeinschaftsauf-
gabe verschiedenster Bereiche, z. B. 
von Bauwesen, Handel und Gewer-
be, Wohnungswirtschaft, Denkmal-
schutz, Verkehr und Kultur. 

Die Landesregierung wird die „Initi-
ative zur Baukultur“ der Architekten- 
und Ingenieurkammer befördern. 

Die Landesregierung prüft die Not-
wendigkeit des Fortbestehens der 
Zweckentfremdungs-Verordnung. 

Die Landesregierung setzt sich im 
Bund für die weitere Entschuldung 
der Wohnungsunternehmen von Alt-
schulden ein. 

III. Arbeit, Landesentwicklung …

stoffe, der Erzeugung und Nutzung Arbeit im 
alternativer Energien, bei der Kultur-ländlichen Raum
landschaftspflege und im Natur-
schutz, verbessern. 

Ziel der Agrarpolitik in Mecklen-
burg-Vorpommern ist es, verlässli- Das Innovationsprogramm „Nach-
che Rahmenbedingungen für die wachsende Rohstoffe und erneuer-
Land-, Forst- und Ernährungswirt- bare Energien“ wird fortgeführt. Die 
schaft und für die Fischerei zu ge- Landesregierung strebt an, Projekte 
stalten. und Technologien zur stofflichen und 

energetischen Nutzung land- und 
Die hiesigen Unternehmen sollen un- forstwirtschaftlicher Biomasse ver-
abhängig von Betriebsgröße, Rechts- stärkt im Land anzusiedeln. 
form oder Produktionsprofil im 
Wettbewerb bestehen und den Die Landesregierung strebt an, mit 
wachsenden Ansprüchen der Gesell- Unterstützung der Arbeitsverwal-
schaft an den Verbraucher-, Umwelt- tung des Bundes sektorale Beschäfti-
und Tierschutz gerecht werden kön- gungsprogramme in der Landwirt-
nen. Darin sieht die Landesregierung schaft und im ländlichen Raum, nach 
den besten Weg, um Arbeit und dem Beispiel des Sternberger und des 
Einkommen im ländlichen Raum zu Demminer Modells fortzuführen und 
sichern und wird in diesem Sinne das auf eine breitere Basis zu stellen. 
Image der Agrarwirtschaft des Lan-
des stärken. Die Landesregierung misst der Funk-

tion der Landschaftspflegeverbände 
Es gilt in den landwirtschaftlichen als Koordinatoren und Kristallisati-
Unternehmen den Aufbau arbeitsin- onspunkte regionaler Projekte noch 
tensiver Produktionszweige in der stärkere Bedeutung bei. 
Tier- und Pflanzenproduktion zu un-
terstützen, u.a. durch zügige Geneh- Die Landesregierung wird im Rah-
migungsverfahren bei der Ansied- men einer integrierten Entwicklung 
lung von umwelt- und tiergerechten ländlicher Räume die Dorfentwick-
Produktionsanlagen. lung/Dorferneuerung durch Vernet-

zung existierender Förderprogram-
Die Landesregierung wird die Rah- me mit dem Ziel der Vitalisierung des 
mensetzung für Einkommens- und ländlichen Raumes unterstützen. 
Erwerbsalternativen der Landwirte, Dabei ist auf die Umsetzung 
z. B. im ländlichen Tourismus, bei ökonomischer, ökologischer und so-
kommunalen Dienstleistungen, im zialer Komponenten einer nachhalti-
Bereich der nachwachsenden Roh-
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… Ernährungswirtschaft, FischereiIV. Land-, Forst- und …
Umweltgerechte 
Agrarpolitik

Weiterentwicklung der 
EU-Agrarpolitik

Ausbildung, Forschung 
und Beratung

entwickelt werden. Die landwirt-
schaftliche Fachschulausbildung 
wird an diesem Standort konzen-
triert. Die Außenstelle Neubranden-

Ziel der Landespolitik ist es, eine um- burg bleibt erhalten.
weltgerechte Agrarpolitik zu gestal-
ten. Ökologischer und konventionel- Die Landesforschungsanstalt wird 
ler Landbau sollen sich gleichberech- im Hinblick auf ihre landesspezi-
tigt entwickeln können. Damit Be- fische, anwendungsorientierte Leis-
triebe des ökologischen Landbaus tung umfassend evaluiert. Die Agrar-
vorhandene Marktpotentiale noch forschung und die agrarbezogene 
besser nutzen können, wird die Lan- Ausbildung des Landes sind zur Er-
desregierung durch eine angemesse- höhung ihrer Leistung zu bündeln.
ne Förderung der Produktion über 
Marketingmaßnahmen, eine zielge- Die landeseigene Landwirtschafts-
richtete Ökoberatung sowie Bil- beratung Mecklenburg-Vorpom-
dungs- und Qualifizierungsangebote mern/Schleswig-Holstein GmbH 
auf die Stärkung des Nachfragepo- (LMS) wird ein stärkeres Profil als 
tentials für Ökoprodukte hinwirken. leistungsfähiges Dienstleistungsun-

ternehmen für Landwirte, für Ver-
Die Landesregierung wirkt darauf bände der Tierzucht und des Pflan-
hin, dass die Schäden in der Fische- zenbaus sowie weiterer landwirt-
reiwirtschaft durch Kormorane und schaftsnaher Unternehmen im länd-
durch jagdbare Zugvögel in der lichen Raum erhalten.  
Landwirtschaft deutlich minimiert 
werden. Dazu ist es erforderlich, die 
diesbezüglichen naturschutz- und 
jagdrechtlichen Regelungen zu er-
neuern und aufeinander abzustim-
men. Die fakultative Modulation als ein 

Instrument der Agenda 2000 muss 
zur Stärkung des ländlichen Raumes 
und zur Ökologisierung der Land-
wirtschaft entwickelt werden. Die 
Landesregierung setzt sich bei der 

Dem landwirtschaftlichen Nach- Bundesregierung dafür ein, eine 
wuchs gilt die besondere Aufmerk- Mehrgefahrenabsicherung für die 
samkeit der Landesregierung. Das Landwirtschaft zu schaffen. Meck-
Bildungs- und Beratungszentrum lenburg-Vorpommern steht für ein 
Güstrow-Bockhorst soll zu einem Pilotprojekt des Bundes zur Ver-
Zentrum für berufliche Aus- und fügung. 
Weiterbildung der „Grünen Berufe“ 

gen Entwicklung zu achten. Insbe- Die Landesregierung wird darauf 
sondere liegt der Schwerpunkt der hinwirken, dass die Altschuldenpro-
Landespolitik auf der Förderung re- blematik in der Landwirtschaft ab-
gionaler Kreisläufe. schließend geregelt wird. Sie favori-

siert eine betriebsindividuelle Lö-
Das Land wird die ehrenamtliche Tä- sung auf der Basis der wirtschaft-
tigkeit der Kleingärtner weiter kon- lichen Leistungsfähigkeit der betrof-
sequent unterstützen und darauf hin- fenen Unternehmen. 
wirken, steuerliche sowie kommu-
nalrechtliche Regelungen in diesem 
Sinne anzuwenden. So soll die 
Zweitwohnsitzsteuer für gemeinnüt-
zige Kleingärten grundsätzlich nicht 
erhoben werden. 

Die Landesregierung verfolgt das 
Ziel, höchstmögliche Produktions- 
und Produktqualität, basierend auf 
den Prinzipien Transparenz und Ei-Die Landesregierung wird geeignete 
genverantwortung der gesamten Initiativen ergreifen, um bei der 
Wertschöpfungskette sowie einer Privatisierung der BVVG-Flächen 
klaren Trennung zwischen hoheitli-weiterhin auf eine ausgewogene und 
chen und privaten Aufgabenfeldern, gerechte Flächenvergabe hinzuwir-
zu erreichen. Dabei werden die ken und die Möglichkeiten der Ver-
Schaffung effektiver Eigenkontroll-pachtung landwirtschaftlicher Flä-
systeme unterstützt und die staat-chen wesentlich zu erweitern. Hierzu 
lichen Kontrollaufgaben künftig tritt das Land in Verhandlungen mit 
verstärkt als Systemkontrolle ent-dem Bund, um die nach der Phase des 
wickelt.begünstigten Flächenerwerbes ver-

bleibenden Flächen in die Hoheit des 
Auf Bundesebene setzt sich die Lan-Landes zu überführen oder auf ande-
desregierung dafür ein, dass die Ver-re Weise einen angemessenen Ein-
braucherinformation und -beratung fluss des Landes auf die Verwendung 
im Lebensmittelbereich weiter ver-dieser Flächen sicherzustellen.  
bessert sowie Verstöße gegen die 
Normen des gesundheitlichen Ver-Mit einem Bodenfondsgesetz wird 
braucherschutzes mit deutlich höhe-im Land der rechtliche Rahmen ge-
ren Sanktionen versehen werden. Die schaffen, um den vorhandenen Be-
Landesregierung wird den Verbrau-stand der landeseigenen Flächen zur 
cherschutz als multidisziplinäre Auf-Realisierung agrarstruktureller und 
gabe ausgestalten.anderer strukturpolitischer Aufgaben 

langfristig nutzen zu können. 

Qualitätssicherung 
und gesundheitlicher 
Verbraucherschutz

Bodenpolitik
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V. Umwelt schützenIV. Land-, Forst- und …
Die Landesregierung setzt sich ge- hegehaltung ergebnisoffen fördern. 
genüber der Bundesregierung dafür 
ein, dass diese von der EU eine de- Das Fischereigesetz und das Fische-
tail lier te Halbzeitbewertung der reischeingesetz werden mit dem Ziel 
Agenda 2000 im Sinne analytisch- der Flexibilisierung und Vereinfach-
fundierter Aussagen über ihre Aus- ung novelliert.
wirkungen sowohl auf die wirtschaft-
liche und sozio-ökologische Situ- Die Landesregierung betreibt eine 
ation der landwirtschaftlichen Be- Forstpolitik, die eine nachhaltige 
triebe als auch auf die Umwelt- Waldbewirtschaftung, den Erhalt der 
schutz- und Verbraucherschutz- vielfältigen Funktionen der Wälder 
belange einfordert. sowie die ökologische Stabilität zum 

Ziel hat. Sie sieht ihre besondere Ver-
Ziel der Landesregierung ist es, ein- antwortung im Schutz der Wälder, in 
seitige Verschärfungen der Produk- der Kontinuitä t der Waldbewirt-
tionsrahmenbedingungen für die schaftung und in der Waldmehrung. 
landwirtschaftlichen Unternehmen Die Landesregierung wird die Mo-
des Landes zu vermeiden sowie Fi- dernisierung der Landesforstverwal-
nanzierungs- und Planungssicherheit tung auf Grundlage des Forstkonzep-
für den laufenden Programm- tes 2000 fortsetzen und den Zu-
zeitraum bis 2006 zu gewährleisten. sch uss bed arf  pla nmä ßig  wei ter  

senken. 

Die Landesregierung wird ihre Jagd-
politik auf eine nachhaltige Hege, 
eine sinnvolle Kontrolle der Wildbe-

Das Land wird seinen Einfluss gel- stände, eine noch effektivere Seu-
tend machen, dass die Kutter- und chenprophylaxe und die Optimie-
Küstenfischer des Landes einen fai- rung der Einnahmen aus der Jagd 
ren Anteil an den zur Verfügung ste- ausrichten. 
henden Fangquoten erhalten und die 
Möglichkeiten der Strukturförde- Die Landesregierung strebt an, den 
rung für die einheimischen Fischer Tierschutz als Staatsziel in der Lan-
erhalten bleiben. desverfassung zu verankern.

Durch den Ausbau der Aquakultur Die Landesregierung bekennt sich zu 
soll die Eigenversorgung mit Speise- ihrer Verantwortung für das Werk 
fisch in Mecklenburg-Vorpommern von Johann Heinrich von Thünen.
deutlich gesteigert werden. Dazu 
wird die Landesregierung neben 
neuen Anlagen der Kreislauftechno-
logie auch Pilotprojekte der Netzge-

Fischerei- und 
Forstwirtschaft

Nachhaltige Entwicklung

Klimaschutz

Die im Zuge der Einführung der Mo-
dulation (EAGFL) zur Verfügung 
stehenden Mittel für Agrarumwelt-Eine Landes-Agenda-21 wird initi-
maßnahmen werden zur Ökologisie-iert. Die Landesregierung wird res-
rung der Landwirtschaft eingesetzt. sortübergreifend unter Federführung 

des Umweltministeriums ein Leit-
Das Moorschutzprogramm wird auf bild der nachhaltigen Entwicklung 
Basis einer freiwilligen Teilnahme des Landes Mecklenburg-Vorpom-
der Flächeneigner und -nutzer fort-mern erarbeiten. 
geführt. 

Der kommunale Agenda-Prozess 
wird unter Berücksichtung internati-
onaler Entwicklungen weiter beglei-
tet. Regionale Agenden werden ent- In den Jahren 2003/2004 wird das 
wickelt, konkretisiert und qualifi- Klimaschutzkonzept der Landesre-
ziert. gierung zu einem ressortübergreifen-

den Aktionsplan „Klimaschutz“ 
Die Idee der „Umweltallianz“ wird fortgeschrieben.
weiter entwickelt. Dazu werden neue 
Firmen und landwirtschaftliche Be- Bei staatlichen Baumaßnahmen sol-
triebe für Umweltallianzen gewon- len Anforderungen des ökologischen 
nen. Die Öko-Auditierung von Fir- Bauens erfüllt werden, sofern die 
men wird unterstützt. Sie dient der Betriebskosten dadurch nicht erhöht 
Erhöhung des Umweltschutzniveaus werden. 
in den Firmen. Auf dieser Basis sol-
len auditierten Firmen u. a. Deregu- Die Landesregierung wird eine Bun-
lierungen und Gebührenabsenkun- desratsinitiative mit dem Ziel ergrei-
gen im Umweltbereich zugute kom- fen, die Wärmeerzeugung in Heiz-
men. kraftwerken auf Basis erneuerbarer 

Energien durch eine Ausgleichszah-
Das freiwillige ökologische Jahr lung in gleicher Weise zu begüns-
(FÖJ) wird weiter geführt und die tigen, wie das durch das Gesetz für 
Kooperation mit Polen, Estland und Erneuerbare Energie (EEG) für die 
anderen baltischen Staaten ausge- Stromerzeugung erfolgt. 
baut. 

Die Landesregierung unterstützt die 
Das Projekt „Jobmotor Biosphäre“ Forschung und Entwicklung sowie 
wird als Existenzgründeroffensive in die Umsetzung erneuerbarer Ener-
Großschutzgebieten aus bestehenden gietechniken, insbesondere in den 
Programmen fortgeführt. Bereichen Solarenergie, Biomasse, 

Geothermie und Brennstoffzellen-
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V. Umwelt schützenV. Umwelt schützen
Die Unterhaltung der Gewässer I. rung des marinen Umweltschutzes. 
Ordnung einschließlich der Hoch- Sie wird sich daher beim Bund dafür 
wasser- und Küstenschutzanlagen einsetzen, dass weitere Maßnahmen 
hat so zu erfolgen, dass im Zusam- zur Erhöhung der Schiffssicherheit 
menhang bebaute Gebiete vor Über- und zur wirksamen Bekämpfung von 
flutung geschützt werden, der erfor- Schiffshavarien in der Ostsee ergrif-
derliche Gewässerabfluss gesichert fen und unterstützt werden. 
ist und die Gewässerunterhaltung so 
naturnah wie möglich erfolgt. 
Notwendige Überflutungsflächen 
sind vorzuhalten und von Bebauung In Mecklenburg-Vorpommern wur-
freizuhalten. Dazu werden Flur- den für den öffentlichen und privaten 
neuordnungsverfahren durchge- Bereich zukunftsfähige Entsor-
führt. Als wichtige Einzelmaßnah- gungsstrukturen geschaffen. 
men werden u. a. folgende Projekte 
bearbeitet: Sturmflutschutz in Im Bereich der Abfallwirtschaft gilt 
Greifswald, Barth, Rostock, Mark- es weiterhin, den Wettbewerb der 
grafenheide, Ueckermünde und auf Entsorgungsunternehmen nicht zu 
dem Ostzingst sowie die Renaturie- behindern, damit die Gebühren für 
rung der Uecker und der Randow. die Bürgerinnen und Bürger verträg-

lich bleiben. Dabei sind ausreichende 
Der Generalplan Abwasserbeseiti- Behandlungskapazitäten für die 
gung wird fortgeschrieben. Siedlungsabfälle durch die öffent-

lichen Entsorgungsträger spätestens 
Kleinkläranlagen zur dezentralen zum 1. Juni 2005 bereitzustellen. 
Abwasserbehandlung werden stärker 
als bisher gefördert. Die Abwasser- Bei der Umsetzung des Abfallwirt-
beseitigungskonzepte sind hinsicht- schaftsplanes des Landes werden fol-
lich der stärkeren Berücksichtigung gende Ziele verfolgt:
von dezentralen Abwasserbeseiti- Behandlung und Deponierung der 
gungsanlagen zu überprüfen, die Siedlungsabfälle des Landes inner-
Kleinkläranlagenvorschrift wird ent- halb des Landes;
sprechend geändert. Für die Behand- Deponien, die nicht der TA Sied-
lung von Abwasser in bzw. aus Klein- lungsabfall entsprechen, werden 
gartenanlagen werden sozial-ver- bis 2005 geschlossen. Von Über-
trägliche sowie ökologisch sinnvolle gangsregelungen der Ablagerungs-
Lösungen erarbeitet; auch genossen- verordnung über den 31. Mai 2005 
schaftliche Organisationsformen hinaus wird kein Gebrauch ge-
werden unterstützt. macht.

Die Landesregierung widmet ihr be- Die öffentlich-rechtlichen Entsor-
sonderes Augenmerk der Verbesse-

Abfallwirtschaft

!

!

technik. werden unter dem Gesichtpunkt der 
Transparenz und Verwaltungsverein-
fachung kritisch überprüft. Das gilt 
vorrangig für mastenartige Eingriffe 
(Windkraftanlagen, Sendemasten). 

Nach Bestätigung der Meldung der In Umsetzung des Landesnatur-
FFH-Gebiete durch die Europäische schutzgesetzes wird das Pilotprojekt 
Kommission werden die notwendi- „Ökokonto“ im Landkreis Ludwigs-
gen Maßnahmepläne entwickelt, lust mit dem Ziel durchgeführt, den 
einstweilige gesicherte Naturschutz- Flächenverbrauch zu minimieren 
gebiete in reguläre Naturschutzge- und im Ergebnis naturschutzrecht-
biete überführt und bestehende liche Ausgleichsleistungen im Sinne 
Schutzgebietsverordnungen ange- einer ganzheitlichen ländlichen Ent-
passt. Falls die EU-Kommission un- wicklung durchführen zu können. 
abweisbar nach Abschluss des Kon-
zertierungsverfahrens Nachbes- Die Landesregierung wird eine Stra-
serungen fordert, wird eine dritte tegie zur Erhöhung der biologischen 
Tranche gemeldet, die die Defizit- Vielfalt unter Nutzung der Empfeh-
Analyse der Umweltschutzverbände lung des wissenschaftlichen Beirates 
berücksichtigt. des Umweltministeriums erarbeiten. 

Zur Umsetzung der EU-Zooricht-
linie wird ein Zoogesetz erarbeitet. 

Im Kerngebiet des Projektes mit ge-
samtstaatlicher Bedeutung „Peene- Boden und Gewässer sind für den ge-
tal-Landschaft“ werden ein oder samten Naturhaushalt wichtige Um-
mehrere großflächige Naturschutz- weltgüter, die daher eines besonde-
gebiete ausgewiesen. ren Schutzes bedürfen. 

Regionale Aktivitäten zur Bildung Die Landesregierung wird das Lan-
von Naturparken und Geoparken deswassergesetz nach den Vorgaben 
werden unterstützt. Mindestens zwei der EU-Wasserrahmenrichtlinie wei-
neue Naturparke werden eingerich- terentwickeln und mit einem Landes-
tet. Das Landesparkprogramm wird bodenschutzgesetz und einem Bo-
fortgeführt. denschutzprogramm die bundes-

rechtlichen Vorgaben umgehend 
Die gegenwärtigen Regelungen zur umsetzen. 
Bewertung und Bilanzierung des 
Kompensationsbedarfes infolge von Der Generalplan Küsten- und Hoch-
Eingriffen in Natur und Landschaft wasserschutz wird fortgeschrieben. 

Naturschutz und 
Landschaftspflege 

Küsten-, Gewässer- und 
Bodenschutz 
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Eingriffen in Natur und Landschaft wasserschutz wird fortgeschrieben. 

Naturschutz und 
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Küsten-, Gewässer- und 
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VI. Sozialstaat sichernV. Umwelt schützen
gungsträger werden durch das Um- weitergehende Genehmigungen des 
weltministerium bei ihren Planungen Bundes wird sich die Landesregie-
für Abfallbehandlungsanlagen bera- rung politisch und gegebenenfalls 
ten und unterstützt. Insbesondere soll auch juristisch zur Wehr setzen.
die Kooperation der Kreise befördert 
werden. Der Kernenergiebeirat Mecklen-

burg-Vorpommern wird fortgeführt.
Der Aufbau von Verwertungsanlagen 
für die hochkalorische Fraktion aus 
mechanisch-biologischen Abfallbe-
handlungen wird durch das Land ge-
fördert; davon ausgenommen sind 
Verbrennungsanlagen. 

Maßnahmen zur Erhöhung der 
Sicherheit, zur Reduzierung von 
Emissionen, zur Sicherung des wirt-
schaftlichen Betriebes sowie zur 
Finanzierung der erforderlichen Sa-
nierungs- und Rekultivierungsarbei-
ten auf der landeseigenen Deponie 
Ihlenberg werden konsequent fort-
gesetzt. Der Beirat „Deponie Ih-
lenberg“ wird fortgeführt und konti-
nuierlich über die beabsichtigten 
Schritte informiert. Der Altteil der 
Deponie wird geschlossen und die 
erforderlichen Nachsorgemaßnah-
men werden eingeleitet.

Das Zwischenlager Nord in Lubmin 
dient ausschließlich dem Rückbau 
der Kernkraftwerke Lubmin und 
Rheinsberg und als Landessammel-
stelle für schwach radioaktive Ab-
fälle. 

Weitergehende atomrechtliche Ge-
nehmigungen werden durch das 
Land nicht erteilt. Gegen eventuelle 

Energiestandort Lubmin

barkeit gewährleistet werden. Zu-Sozialpolitik
gleich werden Instrumentarien ge-
prüft, die eine regionale Ausgegli-Ziel der Landesregierung ist die Fort-
chenheit der pflegerischen Infra-führung einer Politik der sozialen 
struktur sichern. Die Landesregie-Gerechtigkeit und Teilhabesicherung 
rung wird in diesem Sinne das Lan-für alle in Mecklenburg-Vorpom-
despflegegesetz novellieren. mern lebenden Menschen. Zur Ge-

währung einer eigenständigen Le-
Die Landesregierung unterstützt auf benssicherung aller wird sich die 
Bundesebene eine Novellierung der Landesregierung für weitere Schritte 
Pflegeversicherung. Es sind die Vor-einer bedarfsgerechten sozialen 
aussetzungen für eine ganzheitliche Grundsicherung auf Bundesebene 
Pflege, assistierende Begleitung im einsetzen. 
Alter und in hilfebedürftigen Situati-
onen zu schaffen und der Bedarf an Die Landesregierung setzt sich für 
Pflegeplätzen und Personal zu be-ein plurales Beratungsnetz ein. Die 
rücksichtigen.freiwillige Vernetzung der unter-

schiedlichen sozialen Beratung und 
Die Landesregierung setzt sich für Betreuung vor Ort wird befördert. 
die Entwicklung von Versorgungs-Verbände und Vereine werden wei-
strukturen für demenzkranke Pflege-terhin unterstützt, um Effektivität 
bedürftige mit niederschwelligen und Effizienz zu erhöhen. 
Beratungsangeboten ein.

Die Landesregierung widmet dem 
Bei der Organisationsreform der Ausbau eines vernetzten Hilfssys-
Rentenversicherungen setzt sich die tems für chronisch Kranke und pfle-
Landesregierung für den Erhalt der gebedürftige Menschen große Auf-
Arbeitsplätze bei der Landesver-merksamkeit.
sicherungsanstalt Neubrandenburg 
und bei der Außenstelle der Bundes-Dabei wird den Grundsätzen „ambu-
versicherungsanstalt in Stralsund lant vor stationär“ und „Rehabilitati-
ein. on vor Pflege“ Rechnung getragen. 

Die mit dem Auslaufen des Bund-
GesundheitLänder-Investitionsprogramms (Art. 

52 PflVersG) im Jahre 2003 verbun-
dene Umstellung von der Objekt- zur Die Landesregierung unterstützt die 
Subjektförderung beim Bau von Vorhaben der Bundesregierung für 
Pflegeheimen wird von der Landes- eine Gesundheitsreform, die das So-
regierung so ausgestaltet, dass Sozi- lidarprinzip stärkt und allen Men-
alverträglichkeit und differenzierte schen den Zugang für eine erforder-
Wohnverhältnisse sowie Finanzier- liche medizinische Versorgung er-
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VI. Sozialstaat sichernVI. Sozialstaat sichern
Die Landesregierung wird dem Be- alternativer Freizeit- und Kultur-
hindertensport weiterhin eine große möglichkeiten unterstützen, die dem 
Bedeutung beimessen. Ziel selbstverwalteter Kinder- und 

Jugendprojekte dienen. 

Förderung von Senioren
Zur Erweiterung der Selbstbestim-
mung und Mitwirkung von Kindern Das Landesseniorenprogramm „Äl-
und Jugendlichen wird die Aufnahme ter werden in Mecklenburg-Vorpom-
von weiteren Kinderrechten in die mern“ wird konsequent realisiert und 
Landesverfassung angestrebt. fortgeschrieben. Die Beschlüsse des 

Landesaltenparlaments werden wei-
Die Jugendhilfestrukturen in Meck-terhin in angemessener Weise be-
lenburg-Vorpommern und das Lan-rücksichtigt.
desausführungsgesetz zum Sozialge-
setzbuch VIII  Kinder- und Jugend-Die Landesregierung setzt sich wei-
hilfe  werden auf ihre Effektivität hin ter für die Schließung von Gerechtig-
überprüft und gegebenenfalls neu ge-keitslücken im Rentenrecht ein. Für 
staltet.die Landesregierung ist die Anglei-

chung der Ost-Renten an die West-
FamilienförderungRenten noch in diesem Jahrzehnt ein 

Gebot der sozialen Gerechtigkeit.  
Die Landesregierung wird dafür sor-
gen, dass die Interessen der Familie Förderung von Kindern 
in allen Politikfeldern Beachtung fin-

und Jugendlichen den. Sie wird sich deshalb weiterhin 
dafür einsetzen, die für eine kinder- 
und familienfreundliche Gesell-Die Lebensverhältnisse und die Per-
schaft notwendigen Rahmenbedin-spektiven für Kinder und Jugend-
gungen auszubauen und Unterstüt-liche sind zu verbessern. Mit einem 
zung für Familien zu gewährleisten. Kinder- und Jugendprogramm wird 
Zum Wiedereinstieg in das Erwerbs-die Landesregierung die Kinder- und 
leben nach der Elternpause werden Jugendpolitik als Querschnittsauf-
die Landesförderprogramme fortge-gabe gestalten. 
setzt.

Die Landesregierung analysiert in 
Die Landesregierung wird das Kin-Zusammenarbeit mit dem Landesju-
dertagesstättengesetz Mecklenburg-gendring die bisherige Wirksamkeit 
Vorpommern (KitaG M-V) novel-der Beteiligungskampagne und legt 
lieren. Die Finanzierung der Kinder-Schritte zu ihrer Qualifizierung und 
tagesförderung wird auf der Basis Modifizierung fest. Die Landesregie-
von Festbeträgen umgestellt. Die rung wird Initiativen für den Ausbau 

möglicht. tativ hochwertige, wohnortnahe Ge-
sundheitsversorgung sichern. Dazu 

Der einheitliche Leistungskatalog wird sie die Verzahnung von ambu-
der Gesetzlichen Krankenversiche- lanter und stationärer Versorgung 
rung (GKV) ist zu erhalten und der vorantreiben. 
sozialen Funktion des Gesundheits-
wesens ist Rechnung zu tragen. Der Die Landesregierung sichert die 
medizinische Fortschritt und die de- Fortschreibung des Geriatriekonzep-
mografische Entwicklung erfordern tes zu und nimmt Einfluss auf die Sta-
eine Verbesserung der Einnahmesitu- bilisierung vorhandener Strukturen. 
ation der Gesetzlichen Krankenver-
sicherung. Die Landesregierung setzt den einge-

schlagenen Weg zum Ausbau einer 
Die Sicherung und weitere Ausge- modernen gemeindenahen Psychia-
sta ltu ng des  Ris iko str ukt ura us- trie fort. Die Landesregierung wird 
gleichs auf Bundesebene bleibt ein sich insbesondere für eine qualifi-
besonderes Anliegen der Landesre- zierte  psychiatr ische Betreuung 
gierung. drogenabhängiger Jugendlicher, ihre 

Rehabilitation und Wiedereingliede-
Die Landesregierung nutzt die natür- rung in die Gesellschaft einsetzen.
lichen Gegebenheiten sowie die ge-
sundheitliche und rehabilitative In- Förderung von Menschen 
frastruktur Mecklenburg-Vorpom- mit Behinderungen
merns für die Entwicklung von medi-
zinischen Kompetenz-Zentren ins-

Die gleichberechtigte gesellschaft-besondere für die klinische Erpro-
liche Teilhabe von Menschen mit Be-bung von Produkten des BioconVal-
hinderungen und chronisch Kranken ley-Verbundes. Ein besonderer 
ist ein wesentliches Ziel der Lan-Schwerpunkt ist die Umweltmedizin.
desregierung. Dazu wird das Pro-
gramm zur Förderung der Einstel-Die Landesregierung wird sich für 
lung und Beschäftigung Schwerbe-die weitere Honorarangleichung 
hinderter fortgesetzt und die Integra-ärztlicher Leistungen einsetzen.
tion von Menschen mit Behinderun-
gen in privaten und öffentlichen Be-Die Landesregierung wird die mo-
trieben gefördert. Für die Landesre-derne und bürgernahe Krankenhaus-
gierung stellt die Fortführung der landschaft weiterentwickeln. Die 
Förderung der Integration von Kin-Krankenhausinvestitionen werden 
dern und Jugendlichen mit Behinde-fortgesetzt und die Ansätze in der 
rungen in Kindertagesstätten und pauschalen Krankenhausfinanzie-
Schulen ein wichtiges Ziel dar. rung angehoben. Auch zukünftig 

wird die Landesregierung eine quali-
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VII. Frauen- und 
Gleichstellungspolitik

VI. Sozialstaat sichern

Die  Lan des reg ier ung  ver ste ht Die Landesregierung unterstützt 
Gleichs tellungspoliti k als Que r- Existenzgründungen von Frauen. 
schnittsaufgabe. Die Anwendung der Das  Exi ste nzg rün der inn end arl e-
Methode des Gender Mainstreaming hensprogramm wird weiter geführt. 
muss auch Bestandteil der Verwal-
tungsmodernisierung sein. Auf allen In Kooperation mit den Sozialpart-
Feldern der Verwaltungsmodernisie- nern werden Modelle zur Vereinbar-
rung, von der Aufgabenkritik über keit von Beruf und Familie für 
das Personalmanagement bis zur pa- Frauen und Männer entwickelt. Das 
ritätischen Besetzung der Steue- erfolgreiche Programm „Qualifizie-
rungsgremien, ist die Zielstellung der rung in der Elternzeit“ wird fort-
Geschlechtergerechtigkeit zu be- gesetzt.
achten.

Die Landesregierung wird die Chan-
Die Implementierung von Gender cengleichheit auf allen Bildungsebe-
Mainstreaming in der Landesregie- nen stärken. Die gleichberechtigte 
rung wird weitergeführt. Ziel ist es, Teilhabe von Frauen in Wissenschaft 
dass spätestens zum Ende der Legis- und Forschung wird als Ziel ange-
laturperiode in allen Fachressorts strebt. 
und nachgeordneten Einrichtungen 
Gender Mainstreaming praktiziert Die Landesgleichstellungskonzep-
wird. Dazu s ind Statistiken ge- tion wird kontinuierlich umgesetzt 
schlechtsdifferenziert zu erheben und weiterentwickelt. 
und auszuwerten. 

Die Landesregierung setzt sich für 
Durch gezielte Öffentlichkeitsarbeit eine geschlechtergerechte Gesund-
und frauenpolitische Bildung wirkt heitspolitik ein.
die Landesregierung auf gleich-
stellungspolitische Bewusstseinsbil- Der Landesaktionsplan zur Bekämp-
dung hin. fung von Gewalt gegen Frauen und 

Kinder wird konsequent umgesetzt.
Die Landesregierung trägt durch 
Unterstützung des Abbaus der struk- Bei der Novellierung des Landespla-
turellen Benachteiligung von Frauen nungsgesetzes wird die Chancen-
und Mädchen zum geschlechter- gleichheit von Frauen und Männern 
gerechten Zugang zum Arbeits- und festgeschrieben. 
Ausbildungsmarkt bei. 

Landesregierung wird schrittweise verwaltung angesiedelt wird. 
Betreuungsangebote für alle Kinder 
ab dem zweiten Geburtstag einführen Die Landesregierung unterstützt ei-
mit dem Ziel eines Rechtsanspruchs. nen  erfolgreichen Bewerber in 
Der Bildungs- und Erziehungsauf- Mecklenburg-Vorpommern für die 
trag wird weiter gefasst und schließt olympischen Segelwet tbewerbe  
die inhaltliche Ausgestaltung des 2012 und die Vorbereitung und Teil-
Vorschuljahres mit ein. nahme des Olympiateams M-V an 

den Olympischen Sommerspielen 
Die Landesregierung wird mit dem 2004 in Athen. 
Schuljahresbeginn 2004/2005 das 
kostenlose Vorschuljahr einführen. 
Das Vorschuljahr umfasst täglich 
vier Stunden im Zeitraum von zehn 
Monaten. 

Unterschiedliche Lebensformen und 
soziale Beziehungen im Zusammen-
leben von Menschen werden gleich-
berechtigt von der Landesregierung 
anerkannt. Die Landesregierung 
wird durch eine Novelle das Landes-
recht an das Lebenspartnerschafts-
gesetz des Bundes anpassen. Recht-
liche und tatsächliche Diskriminie-
rungen von Lesben und Schwulen 
werden durch geeignete Maßnahmen 
weiter abgebaut. 

Sportförderung

Die Sportgymnasien Schwerin und 
Neubrandenburg sind einschließlich 
ihrer Internate bis zum Schuljahr 
2004/2005 als Landessportschulen 
auszugestalten. Auf der Grundlage 
eines gemeinsam mit dem Landes-
portbund zu erarbeitenden Konzepts 
sind die Rahmenbedingungen so zu 
gestalten, dass sie sich zu Sportelite-
schulen profilieren können und die 
Trägerschaft außerhalb der Landes-
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VII. Frauen- und 
Gleichstellungspolitik

VI. Sozialstaat sichern
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VIII. Bildung, Wissenschaft, KulturVIII. Bildung, Wissenschaft
und Kultur Schwerpunkte sind die Weiterent- den Kindertagesstätten auch für 

wicklung der methodischen, diag- zusätzliche Betreuungsbedarfe an 
nostischen, sozialpädagogischen und den Schulen (z. B. für die volle 
psychologischen Kompetenz der Halbtagsschule) eingesetzt werden 
Lehrkräfte. Die Themen Rechtsex- kann. In diesem Zusammenhang 
tremismus, Demokrat ieerziehung soll die Trägerschaft für Schulen 
und Gewaltprävention werden dabei und Horte möglichst in einer Hand 
zu Elementen der verpflichtenden liegen.
Lehreraus- und -fortbildung erklärt.

Durch die Umsetzung des Bundes-
Die Landesregierung widmet der programms „Zukunft, Bildung und 
Nachwuchsgewinnung für den Leh- Betreuung“ sind die Ganztagsschu-
rerberuf und das Studium verstärkte len/Ganztagsschulangebote auszu-
Aufmerksamkeit. bauen. Es ist zu sichern, dass die per-

spektivisch erforderlichen Personal- 
Unter Beachtung der neuen Aus- und Sachkosten zur Sicherung der 
ga ng sb ed in gu ng en  du rc h d ie  Kontinuität bereitgestellt werden. 
Ausgestaltung des Bildungs- und Der Berechnungsfaktor für die Stun-
Erziehungsauftrages der Kinderta- denzuweisung ist zu erhöhen. 
gesstätten werden die pädagogischen 
Rahmenbedingungen an den Grund- Die Förderung von Schülerinnen und 
schulen entsprechend angepasst. Schülern mi t einer Lese-Recht-

schreib-Schwäche (LRS) bzw. einer 
Die Landesregierung wird ein Kon- Rechenschwäche (Diskalkulie) wird 
zept erarbeiten, mit dem die Betreu- über die Grundschule hinaus in der 
ungsangebote im Rahmen von Hor- Sekundarstufe I weitergeführt.
ten und Schulen inhaltlich und orga-
nisatorisch miteinander verzahnt Die berufsorientierende Regionale 
werden. Dazu zählen: Schule und das studienvorbereitende 
! schri ttweise Zusammenführung  Gymnasium mit dem Abitur nach 12 

von Horten und Schulen und damit Schuljahren ab 2007 werden ausge-
Erweiterung des Angebotes an staltet. Die Landesregierung strebt 
verlässlichen Grundschulen bzw. mittelfristig und ohne Strukturbrüche 
Ganztagsschulen im Zusammen- die Überwindung des dreigliedrigen 
hang mit dem vom Bund aufgeleg- Schulsystems an. Es ist zu prüfen, 
ten Förderprogramm; wie das Ziel „Fördern statt Auslese“ 
! Wei te re nt wi ck lu ng  de s Pr o- umfassend erreicht werden kann.

gramms Jugend- und Schulsozial-
arbeiter mit dem Ziel des schritt- Die Zweckmäßigkeit des Kurssys-
weisen Ausbaus der Ganztagsbe- tems in der gymnasialen Oberstufe 
treuung; wird im Rahmen der Rückkehr zum 
! Prüfung, inwieweit Personal aus Abitur nach 12 Schuljahren hinsicht-

Motivation zum Lernen befördert, Allgemeinbildende 
sich die Förderung von Schülern mit Schulen
unterschiedlichen Lernvorausset-
zungen zu eigen macht und bessere 

Die Landesregierung wird den dialo- Voraussetzungen für die Berufsfin-
gischen Prozess zum Qualitätskon- dung schafft. Der Persönlichkeitsent-
zept von Schulen unter der beson- wicklung der Schülerinnen und 
deren Berücksichtigung der Ergeb- Schüler muss eine höhere Aufmerk-
nisse von PISA-2000, PISA-E und samkeit gewidmet werden. Sie sollen 
Folgestudien programmatisch wei- zu selbstbewussten, toleranten und 
terentwickeln. demokratischen Bürgerinnen und 

Bürgern herangebildet werden. Wir 
Für die Entwicklung von Schulprofi- werden einen gesellschaftlichen 
len wird das Konzept zur Qualitäts- Dialog darüber in Gang setzen, mit 
sicherung und -entwicklung zu ei- welchen Instrumenten dieses Ziel am 
nem Landesprogramm ausgestaltet besten zu erreichen ist. 
und umgesetzt. 

Die strukturelle und inhaltliche Aus-
Die Landesregierung unterstützt die richtung der Lehreraus-, Fort- und 
Bemühungen des Bundes und der Weiterbildung wird neu gestaltet. 
Kultusminister-Konferenz (KMK) 
um die Ausarbeitung und Einführung Es ist ein Lehrerbildungsgesetz zu er-
bundesweit verbindlicher Bildungs- arbeiten, das die Erkenntnisse aus 
standards und Qualitätssicherungs- den Studien (PISA, TIMSS usw.) be-
systeme für Schulen und wird sich an rücksichtigt. Dabei ist insbesondere 
der Ausarbeitung beteiligen. die Vermittlung von pädagogischen, 

methodischen, entwicklungspsycho-
Es wird angestrebt, neue Rahmenplä- logischen, sozialpädagogischen und 
ne für die Grundschule gemeinsam diagnostischen Fähigkeiten während 
durch die Länder Mecklenburg-Vor- des Studiums zu verstärken. Der Pra-
pommern, Brandenburg und Berlin xisbezug ist schon ab dem 1. Stu-
zu erarbeiten und mit dem Schuljahr dienjahr sicherzustellen und für die 
2004/2005 einzuführen. Dauer des Grundstudiums auszu-

bauen. Dabei sind die Anforderungen 
Die Landesregierung schafft gemein- im Bereich der Fort- und Weiterbil-
sam mit den Schulen die Vorausset- dung am Bedarf zu orientieren. Für 
zung für eine neue Lernkultur, die die die Lehrerinnen und Lehrer sowie die 
Entwicklung der Kompetenz zur pädagogischen Funktionsträger wird 
selbstständigen Aneignung von Wis- eine Pflicht zur Fort- und Weiterbil-
sen als Grundlage hat, eine bessere dung eingeführt.
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VIII. Bildung, Wissenschaft, Kultur
dass in allen Schularten der allge- rufsausbildung mit Abitur), ausge-
meinbildenden Schulen und in allen baut. 
Klassenstufen drei Stunden Sport/ 
Woche unterrichtet werden können. Politische Bildung

Die Landesregierung wird die politi-Berufliche Schulen
sche Bildung stärken. 

Die Schuleinzugsbereiche und damit 
Die politische Bildung wird als res-die Schulträgerschaft der Gymnasien 
sortübergreifende Aufgabe gestaltet. und der beruflichen Schulen sowie 
Deshalb werden alle im Landeshaus-das Verfahren für den Schullasten-
halt für den Bereich der politischen ausgleich werden im Rahmen der 
Bildung eingestellten Gelder gebün-Planungsregionen bzw. einer Ver-
delt und die Organisation der politi-waltungs- und Funktionalreform un-
schen Bildung zusammengeführt. ter Beachtung der Interessen der El-
Die Förderrichtlinien für die politi-tern, Schülerinnen und Schüler sowie 
sche Bildung werden vereinfacht. chancengleicher Bildungsangebote 

neu geregelt. 
Die politische Bildung an den Schu-
len wird ausgebaut. In der Schule Die Landesregierung wird einen Be-
müssen schon frühzeitig die Themen rufsbildungsdialog in Gang setzen 
Demokratieerziehung, Rechtsextre-und vorantreiben. Ziel ist die syste-
mismus und Gewaltprävention ver-mat ische  Entwicklung e iner  
pflichtend behandelt werden. zukunftsfähigen Berufsschulstruktur 

in den vier Planungsregionen sowie 
Hochschulendie Flexibilisierung des Systems der 

Berufsausbildung im Land. 
Die Landesregierung sieht in der 

Die dauerhaften Berufsschulstand- weiteren Profilierung unserer Hoch-
orte werden zu Kompetenzzentren schullandschaft eine zentrale Aufga-
entwickelt. Ein entsprechendes neu- be für die Gestaltung von Politik in 
es Konzept für die Qualitätssiche- Mecklenburg-Vorpommern. 
rung und Qualitätsentwicklung für 
die beruflichen Schulen wird er- Zur Umsetzung des Landeshoch-
arbeitet. schulgesetzes (LHG) werden mit der 

Verabschiedung des Haushaltsgeset-
Durch zweckmäßige Unterstützung zes Ende 2003 erstmals die 'Eckwerte 
des Landes werden die Möglichkei- der Hochschulentwicklung ' vom 
ten des Schulgesetzes, die berufliche Landtag bestätigt. Auf dieser Grund-
Ausbildung mit dem Erwerb der lage werden im Jahr 2004 die Ziel-
Hochschulreife zu verbinden (Be- vereinbarungen mit den Hochschu-

lich seiner pädagogischen Notwen- dazu erforderlichen Angebote für be-
digkeit und den Anforderungen für nachteiligte und hochbegabte Schü-
die Studienvorbereitung (unter Be- lerinnen und Schüler durch Vermin-
achtung der KMK-Festlegungen) derung bzw. Flexibilisierung der 
überprüft. Die Rahmenpläne werden Klassengrößen und der Klassenteiler 
einer kritischen inhaltlichen Bewer- nach pädagogischen Gesichtspunk-
tung hinsichtlich ihrer Tauglichkeit ten, nach den Zielen der Förderung 
für einen anforderungsgerechten und der Sicherung von Chancen-
Wissens- und Kompetenzerwerb  gleichheit zwischen den Städten und 
unterzogen. Landkreisen entwickelt.  

Schulorganisatorisch wird der Auf- Die im Schulgesetz enthaltene ver-
bau eines Netzes zukunftsfähiger pflichtende Entwicklung von Schul-
Standorte allgemeinbildender Schu- programmen wird von der Landesre-
len in unserem Flächenland fortge- gierung initiiert und begleitet. 
führt und eine bedarfsgerechte Un-
terrichtsversorgung abgesichert. Das Zur Gewährleistung der Qualitäts-
Lehrerpersonalkonzept (LPK) wird entwicklung und -sicherung werden 
weiterhin entsprechend der demo- die Schulberatung intensiviert und 
grafischen Entwicklung und den qua- Methoden der Evaluierung der schu-
litativen schulischen Anforderungen lischen Arbeit weiter entwickelt. Zur 
angepasst. Schaffung und Weiterentwicklung 

von Schulprofilen sowie zur Umset-
Das Landesprogramm „Neue Medi- zung der pädagogisch-inhaltlichen 
en in Schule und Unterricht“ wird Ausgestaltung von Einzelfächern 
unter Einsatz der mittelfristig geplan- oder Fächergruppen wird ein System 
ten Ressourcen des Zukunftsfonds von Schulberatern aus den vorhande-
fortgesetzt und weiter entwickelt. nen Ressourcen heraus geschaffen. 

Die Landesregierung wird die Eigen- Zur Gewährleistung des Unterrichts 
verantwortlichkeit der Einzelschule in den Mangelfächern wird darauf 
stärken. hingewirkt, dass die Bereitschaft von 

Lehrerinnen und Lehrern mit Fä-
Die Einzelschule soll mehr Entschei- chern oder Fächerkombinationen, 
dungsbefugnisse für die Qualitäts- bei denen ein Überangebot vorhan-
entwicklung und Profilbildung erhal- den ist, verstärkt für eine Umqualifi-
ten. Dazu werden Maßnahmen zur zierung auf Mangelfächer sowie für 
Personalbewirt schaftung und zur die Arbeit an Förderschulen erhöht 
Selbstverwaltung von Ressourcen im wird. 
Rahmen der vorhandenen Stunden-
pools eingeleitet. In diesem Rahmen Durch entsprechende Änderungen 
werden auch die Förderung sowie die der Stundentafeln ist anzustreben, 

VIII. Bildung, Wissenschaft, Kultur
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VIII. Bildung, Wissenschaft, Kultur
Priorität. mit den Kultur- und Kunstschaffen-

den, zu Ende geführt. 
Dabei wird besonders der Anteil des 
we ib li ch en  wi ss en sc ha ft li ch en  Mecklenburg-Vorpommerns reiche 
Nachwuchses erhöht. Die Landesre- und vielfältige Kultur- und Theater-
gierung unterstützt und fördert alle landschaft wird erhalten und weiter 
gee ign ete n Maß nah men , Nac h- entwickelt. Ziel der Landesregierung 
wuchswissenschaftler aus den außer- ist es, in gemeinsamer Diskussion 
hochschulischen Forschungseinrich- mit den kommunalen Trägern, den 
tungen in die Lehre an den Hoch- Theatern und Orchestern eine tragfä-
schulen zu integrieren, um so die Be- hige Theater- und Orchesterkonzep-
rufung solcher Wissenschaftler an tion für das Land zu erarbeiten. 
unsere Hochschulen zu befördern.

Durch die Bündelung der Förder-
Die Studentenwerke erhalten Pla- möglichkeiten und Fördermaßnah-
nungssicherheit durch mehrjährig men insbesondere bei arbeitsmarkt-
gültige Zielvereinbarungen, in denen wirksamen, sozial bedeutsamen und 
die eigenen Leistungen sowie die Zu- wirtschaftlich relevanten Kulturpro-
schüsse des Landes festgelegt sind. jekten wird die Ressourceneffizienz 

erhöht. Eine neue Förderrichtlinie 
Die Studiengebührenfreiheit des Stu- „Kultur“ des Landes wird erarbeitet. 
diums wird weiterhin garantiert. 

Die Landesregierung beabsichtigt, 
Alle durch das Land eingegangen im Rahmen der vorhandenen Förder-
Verpflichtungen aus der überregio- programme die Kulturwirtschaft in 
nalen Forschungsförderung werden Mecklenburg-Vorpommern zu stär-
vertragsgemäß erfüllt. ken. 

Die öffentliche Kulturfinanzierung Kulturpolitik
wird darauf ausgerichtet, den Grund-
bestand der Kultureinrichtungen zu Ziel der Landesregierung ist es, kul-
sichern sowie die kulturelle Infra-turpolitische Gestaltungskonzepte zu 
struktur einschließlich sich aktuell entwickeln, die den Bedürfnissen der 
entwickelnder kultureller Ansätze Bürgerinnen und Bürger in Mecklen-
(wie z. B. die Off-Szene) zu unter-burg-Vorpommern Rechnung tragen. 
stützen. Kulturprojekte, die geeignet 
sind, die kulturelle Betätigung junger Die begonnene Erarbeitung einer 
Menschen zu entwickeln, ihre Le-Kulturentwicklungskonzeption für 
bensqualität zu erhöhen und die zur das Land Mecklenburg-Vorpommern 
Identifikation der Jugend mit dem wird nach breiter öffentlicher Dis-
Land Mecklenburg-Vorpommern kussion, vor allem im offenen Dialog 
beitragen, werden besonders 

len abgeschlossen. fortgeführt. 

Der Hochschulbau wird planmäßig Die Rahmenbedingungen für die ver-
fortgesetzt. stärkte Implementierung der Weiter-

bildung in den Hochschulen werden 
Die Hochschulen werden bei der Vor- verbessert. 
bereitung auf die Einführung budge-
tierter Globalhaushalte gemäß Lan- Es werden Möglichkeiten geschaf-
deshochschulgesetz zielstrebig un- fen, die Leistungen in der Weiterbil-
terstützt. dung auf die Lehrverpflichtungen der 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an-
Durch die Fachhochschulen sind für zurechnen. Die Priorität der grund-
den Haushaltsplan 2004/2005 die ständigen Lehre muss dabei gesichert 
Voraussetzungen zu schaffen, so dass werden. Es dürfen keine zusätzlichen 
die Wirtschaftspläne einschließlich Stellenforderungen entstehen. 
der Stellenpläne vorgelegt werden 
können. Für die Universitäten und Für den Weiterbildungsbedarf, der 
die Hochschule für Musik und The- mit den vorhandenen Kapazitäten 
ater werden schon vor der generellen nicht realisiert werden kann, werden 
Einführung von Globalhaushalten die gesetzlichen Voraussetzungen 
weitere Flexibilisierungsschritte im geschaffen, so dass das Lehrpersonal 
Zuge der Etablierung von Kosten- entsprechende Veranstaltungen im 
Leistungs-Rechnung und Control- Rahmen vergüteter Nebentätigkeit 
ling realisiert. anbieten kann. Die Vergütungen wer-

den aus den erzielten Einnahmen fi-
Die Hochschulen werden in ihrer nanziert.
Rolle als innovative Potenziale für 
die Entwicklung der Wirtschaft des Die Werbung um mehr ausländische 
Landes Mecklenburg-Vorpommern Studierende wird gezielt auch im 
durch die Landesregierung gestärkt. Hinblick auf den durch die demo-

grafische Entwicklung bedingten 
Die Politik der Entwicklung von Rückgang von Studienbewerbern be-
Kompetenzzen tren, Überle itungs- reits in dieser Legislaturperiode ver-
einrichtungen und Ausgründungen stärkt. Dem möglichen Rückgang 
wird fortgesetzt. Landesforschungs- von Studienbewerbern ist schon in 
schwerpunkte in Vernetzung mit der dieser Legislaturperiode durch ge-
Wirtschaft werden im Rahmen eines zielte Bemühungen um eine Erhöh-
Wettbewerbs unterstützt. Das Lan- ung der Studierquote im Land zu 
desforschungsprogramm wird umge- begegnen.
setzt und weiterentwickelt. Die darin 
enthaltenen vier Landesforschungs- Die Förderung des wissenschaftli-
schwerpunkte werden konsequent chen Nachwuchses genießt hohe 
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IX. Medien
Die Landesregierung wird sich für Dabei ist die Verknüpfung von Wirt-
den Bestand und die Entwicklung des schafts- und Kulturförderung durch 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks gee ign ete  Maß nah men  sic her-
einsetzen. Dem öffentlich-rechtli- zustellen. 
chen Rundfunk ist ein gleichberech-
tigter Zugang zur digitalen Technik 
zu ermöglichen.

Im Interesse der Meinungsvielfalt 
tritt die Landesregierung für eine 
Vielfalt der Medien und Programme 
sowie für eine nachdrückliche Kon-
zentrationskontrolle ein. 

Der Grundsatz der Trennung von Ka-
belnetzbetreibern und Inhalteanbie-
tern ist in der Weiterentwicklung des 
Rundfunk- und Medienrechts zu ver-
wirklichen. 

Bei einem Verkauf der Kabelnetze 
durch die Deutsche Telekom setzt 
sich die Landesregierung dafür ein, 
dass der Verkauf nur an solche Er-
werber erfolgt, die eine technische 
Aufrüstung der Kabelnetze für die 
Digitalisierung und deren räumliche 
Ausdehnung zusagen. 

Die Landesregierung wird sich auch 
weiterhin für die Entwicklung der 
Liste sportlicher und kultureller Groß
ereignisse für zeitgleiche und unge-
kürzte Übertragung im freien Fernse-
hen einsetzen. Dieses gilt insbeson-
dere für die Fußballweltmeister-
schaft 2006 in Deutschland. 

Die Medien- und Filmförderung des 
Landes wird mit dem Ziel einer Stär-
kung des Drehstandortes Mecklen-
burg-Vorpommern neu geordnet. 

gefördert. 

Die Schwerpunkte der internationa-
len Kulturarbeit liegen in der Ostsee-
region. Die Landesregierung enga-
giert sich insbesondere für internatio-
nale kulturelle Projekte, die die Ent-
wicklung des ganzen Landes als ei-
ner Zukunftsregion in Europa voran 
treiben.

Die kulturellen Leuchttürme, die in 
das „Blaubuch“ der Bundesregie-
rung aufgenommen wurden, werden 
in Zusammenarbeit mit dem Bund 
unterstützt. 

Dazu gehört das Ziel, das Deutsche 
Meeresmuseum in Stralsund auszu-
bauen und das Projekt „Ozeaneum“ 
zu verwirklichen. Die vier im „Blau-
buch“ genannten kulturellen Ge-
dächtnisorte in Mecklenburg-Vor-
pommern werden unterstützt. Die 
Landesregierung strebt an, das Staat-
liche Museum Schwerin in eine öf-
fentlich-rechtliche Stiftung nach 
Landesrecht überzuleiten.

Die Landesregierung wird darauf 
hinwirken, dass die von den Adels-
häusern beanspruchten Kulturgüter 
als nationaler Besitz erhalten blei-
ben.
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X. InnenpolitikX. Innenpolitik
Ebene übertragen werden können. Verwaltungsstruktur-
Gleichzeitig sieht sie Bedarf, die reform und 
Aufgabenverteilung zwischen Krei-

Entbürokratisierung sen, Gemeinden und Ämtern fortzu-
entwickeln. Die Straffung der Ver-

Bei der weiteren Modernisierung und waltungsstrukturen und die Fortfüh-
Reform der öffentlichen Verwaltung rung der Funktionalreform unter Be-
verfolgt die Landesregierung einen achtung des Konnexitätsprinzips 
ganzheitlichen Ansatz. Leitidee der leisten auch einen Beitrag zur Konso-
Modernisierung und Reform ist, dass lidierung der Kommunalfinanzen.
der öffentliche Dienst des Landes 
sich zum Dienstleister und Förderer Bei der Verwaltungsreform auf Lan-
der Bürger- und Einwohnergemein- desebene werden in der kommenden 
schaft fortentwickelt. Legislaturperiode insbesondere fol-

gende Ansätze verfolgt:
Die Landesregierung wird die Re- ! weitgehende Deckungsgleichheit 
form der öffentlichen Verwaltung auf zwischen staatlichen und kommu-
Landes- und Kommunalebene weiter nalen Verwaltungsgrenzen;
vorantreiben. ! Hierarchieabbau durch Wegfall 

von Verwaltungs- und Ämterebe-
Ziele der Verwaltungsstrukturreform nen, maximal zweistufige Verwal-
in Mecklenburg-Vorpommern sind tungsstrukturen anstreben;
Bürgernähe, Entbürokratisierung, ! Straffung der Verwaltung durch 
Leistungssteigerung und Stärkung Zusammenlegung von Ämtern und 
der kommunalen Selbstverwaltung. effektivere Ausgestaltung der Ver-
Eine effektive Verwaltung ist eine waltungsabläufe;
Grundbedingung für dauerhaften ! Privatisierung und Outsourcing 
wirtschaftlichen Erfolg und für Bür- von Verwaltungsaufgaben, soweit 
gerzufriedenheit. damit eine wirtschaftlichere Auf-

gabenerledigung erreicht wird;
Die Landesregierung wird die Ergeb- ! Beschleunigung und Vereinfach-
nisse der Enquetekommission zügig ung von Verwaltungsabläufen 
umsetzen und dazu beitragen, leis- durch Deregulierung;
tungsfähige Gemeinde- und Ämter- ! Nutzung der Möglichkeiten der 
strukturen zu schaffen. modernen Informationstechnik im 

Rahmen von e-Government;
Die Landesregierung wird die Ergeb- ! Konzentration von Intendanzkapa-
nisse der Enquetekommission zur zitäten jeweils für mehrere Lan-
Funktionalreform aufnehmen und desämter und Ämter; 
entschlossen fortführen. Sie wird ! enge Kooperation bei der Umset-
umfassend prüfen, welche staatli- zung mit den kommunalen Lan-
chen Aufgaben auf die kommunale desverbänden. 

Für diese umfassende Aufgabenüber- tungen frühzeitig ein und vollzieht 
tragung gehören auch die im Land Strukturve rände rungen sozia lver-
existierenden Kreisstrukturen auf träglich unter Beachtung der in der 
den Prüfstand. politischen Zielvereinbarung mit den 

Gewerkschaften festgehaltenen 
Unter dem Aspekt sozialer, wirt- Punkte. 
schaftlicher und administrativer 
Leistungsfähigkeit sollen neue zeit- Kommunen
gemäße und größere Lösungen ge-
funden werden, die auch der demo- Die Landesregierung unterstützt im 
grafischen Entwicklung Rechnung Interesse der Kommunen eine umfas-
tragen. Die Landesregierung wird im sende Reform der Gemeindefinan-
Januar 2003 zur Konkretisierung die- zen auf Bundesebene. Im Interesse 
ses Ziels ein Eckpunktepapier vorle- stabiler kommunaler Finanzen und 
gen. zukunftsfähiger Kommunalpolitik 

wird das Finanzausgleichsgesetz bis 
Bestandteil der Modernisierung und Ende 2003 novelliert. Die Landesre-
der Funktionalreform ist eine gründ- gierung hält am Gleichmäßigkeits-
liche Rechtsbereinigung mit dem grundsatz und der vereinbarten Min-
Ziel einer Entbürokratisierung. destgarantie bei der kommunalen Fi-

nanzausstattung fest.
Die Landesregierung strebt eine Ver-
einfachung und Straffung der Die Landesregierung wird die Kom-
Rechts- und Verwaltungsvorschrif- munalverfassung novellieren. 
ten an. Vor dem Erlass neuer Rechts-
vorschriften findet künftig eine Prü- Damit sollen u. a. die Kompetenzen 
fung statt, ob das Ziel auch auf andere und Kontrollrechte der Kommunal-
Weise erreicht werden kann. Im Üb- vertretungen sowie die Beratungs-
rigen ist jeweils zu prüfen, ob neue funktion der Rechtsaufsichtsbehör-
Rechtsvorschriften befristet werden den gegenüber den Kommunen ge-
können. stärkt werden. Die Mitwirkungsrech-

te und -formen von Bürgerinnen und 
Im Ergebnis der Verwaltungsreform Bürgern werden ausgebaut. Die 
wird eine Kabinettsreform vorberei- Rechte von Ortsteilen und deren 
tet und ein Landesorganisationsge- Vertretungen, insbesondere im Er-
setz ausgearbeitet. gebnis des Zusammenschlusses von 

Gemeinden, werden erweitert. Kin-
Verwaltungsmodernisierung und dern und Jugendlichen wird ein An-
Funktionalreform haben Auswirkun- spruch auf Mitwirkung in denjenigen 
gen auf Struktur und Umfang des kommunalen Angelegenheiten eröff-
Verwaltungspersonals. Die Landes- net, die sie selbst betreffen. 
regierung bezieht die Personalvertre-
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Die Landesregierung wird das Kom- tete Polizei ist die Voraussetzung für 
munalabgabengesetz mit dem Ziel eine erfolgreiche Kriminalitätsbe-
einer höheren Abgabengerechtigkeit, kämpfung. 
einer größeren Flexibilität sowie 
wettbewerbsfähiger Wasser- und Ab- Deshalb wird die Landesregierung 
wasserpreise für Unternehmen no- das Eckpunktepapier vom 18. April 
vellieren. 2000 (Kabinettsbeschluss) weiter 

umsetzen und fortschreiben. Soli-
Die Landesregierung wird das Kom- dität in der Personal- und Organi-
munalprüfungsgesetz novellieren. sationsentwicklung sind Grundlagen 

für gut motivierte Polizistinnen und 
Die Landesregierung wird das Kom- Polizisten. 
munalwahlgesetz ändern. Die 5%-
Klausel wird aufgehoben. Ein besonderer Schwerpunkt ist die 

Bekämpfung der Jugendkriminalität. 
Die Landesregierung prüft, wie weit 
die Überprüfung auf MfS-Tätigkeit Neben den polizeilichen Aufgaben 
(§ 8 Abs. 4 Landesbeamtengesetz) sind besonders die präventiven Mög-
der Realität angepasst werden kann. lichkeiten auszuschöpfen. Die Lan-

desregierung setzt das Programm zur 
Die Regelungen zu den Sicherheits- Kriminalitätsprävention und zum 
überprüfungsverfahren werden über- Kampf gegen das Verbrechen und 
prüft. seine Ursachen um und entwickelt es 

fort. Die Landesregierung unterstützt 
Die Landesregierung wird die ihr zur den Landespräventionsrat sowie Be-
Verfügung stehenden Mittel nutzen, mühungen, ein dichtes Netz von Prä-
um das „Bombodrom“ in der Kyritz- ventionsräten auf kommunaler Ebe-
Ruppiner-Heide zu verhindern. ne zu entwickeln. 

Die Landesregierung verstärkt ihre Innere Sicherheit
Bemühungen im Kampf gegen 
rechtsextremistische Ideologien und Durch die Doppelstrategie von Prä-
Handlungen. vention und Repression soll Meck-

lenburg-Vorpommern sicherer wer-
Neben der Polizei (MAEX) sind da-den, indem einerseits die Sicherheits-
bei vor allem gesellschaftliche Kräfte behörden gestärkt und gleichzeitig 
und Initiativen zu fördern und gefor-die gesellschaftlichen Kräfte für Ge-
dert, die „Köpfe“ derjenigen zu errei-waltfreiheit und Rechtstaatlichkeit, 
chen, die in der Gefahr stehen, in die für Demokratie und Toleranz 
rechtsextremistische Szene abzuglei-mobilisiert werden. 
ten. Gegen die Verantwortlichen in 
diesem Milieu wird hart und konse-Eine gut ausgebildete und ausgestat-

quent vorgegangen. Formen bürger- Das Sicherheits- und Ordnungsge-
schaft lichen  Engagements gegen setz wird hinsichtlich der praktischen 
rechts ext remist ische Akt ivi tät en Wirksamkeit und Notwendigkeit der 
werde n begr üßt. M itläu fer de r polizeilichen Kompetenzen bzw. 
rechtsextremistischen Szene müssen Eingriffsbefugnisse nach zwei Jah-
für das demokratische Gemeinwesen ren geprüft. 
zurückgewonnen werden. 

Zu Leitlinien polizeilichen Handelns 
Die Bekämpfung der Straßen- und im Rahmen besonderer Einsatzlagen 
Gewaltkriminalität ist ein weiterer gehören Deeskalation, Kooperation 
Schwerpunkt polizeilichen Han- und Transparenz. 
delns. 

Die Landesregierung verfolgt das 
Die Entwicklung örtlich abgestimm- Ziel, in der Verwaltung des Landes 
ter Konzepte zwischen Polizei und persönliche Daten ausschließlich im 
Ordnungsbehörden wird unterstützt. er fo rd er li ch en  Um fa ng  so wi e 
Das gilt auch für den Kampf gegen zweckgebunden zu erfassen und zu 
Vandalismus und Graffitischmie- verarbeiten. 
rereien. Die Landesregierung garan-
tiert weiterhin eine bürgernahe Po- Gerade angesichts der vielfältigen 
lizei. Möglichkeiten, vor allem durch mo-

derne Kommunikations- und Infor-
Im Kampf gegen die organisierte mationstechnik persönliche Daten 
Kriminalität wird die Landesregie- leichter zu erfassen, zu verarbeiten 
rung die grenzüberschreitende Zu- und zu verknüpfen, ist es Aufgabe 
sammenarbeit auch der Sicherheits- des Datenschutzes, den Bürgerinnen 
behörden verstärken. Das gilt beson- und Bürgern die größtmögliche Kon-
ders im Rahmen der EU-Osterweite- trolle über ihre persönlichen Daten 
rung. zu garantieren bzw. ihnen die Kon-

trolle zurückzugeben.  
Die Sicherheit auf unseren Straßen 
wird die Landesregierung konse- Die Landesregierung prüft, ob das 
quent verbessern. Kotrollrecht des Landesdatenschutz-

beauftragen einheitlich für den öf-
Dazu wird das Verkehrssicherheits- fentlichen und privaten Bereich ge-
konzept vom 29. Februar 2000 weiter regelt wird. 
fortgeschrieben und kontinuierlich 
umgesetzt. Dazu zählen Erhöhung Die Landesregierung geht davon aus, 
des Überwachungsdrucks, gezielte dass mit der 2001 erfolgten Novellie-
Straßenbaumaßnahmen und Ge- rung des Verfassungsschutzgesetzes 
schwindigkeitsreduzierungen, be- wichtige strukturelle und inhaltliche 
sonders in Alleen. Entwicklungen in dieser Landesbe-
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X. InnenpolitikX. Innenpolitik
hörde eingeleitet wurden, die in den punktepapier zur Gestaltung der Aus-
nächsten Jahren nachhaltig zu vertie- länderpolitik in Mecklenburg-Vor-
fen sind. pommern“ vom 19.03.2002 um und 

wird die Arbeit der Härtefallkommis-
Der wirksame Schutz der Verfassung sion fortsetzen. 
bedarf jederzeit einer informierten 
und kritischen Öffentlichkeit. Dazu Zur Koordinierung aller Maßnahmen 
hat der Verfassungsschutz seine Öf- und Prozesse, die in Mecklenburg-
fentlichkeitsarbeit zu intensivieren. Vorpommern auf ein friedliches Zu-

sammenleben von Menschen ver-
Gegen volksverhetzende, fremden- schiedener ethnischer, kultureller 
feindliche, rassistische und antisemi- und religiöser Prägung zielen, wer-
tische sowie neonazistische Gewalt den die Zuständigkeiten innerhalb 
und Agitation muss auch mit Mitteln der Landesregierung zusammenge-
des Verfassungsschutzes konsequent führt. 
vorgegangen werden. Entsprechend 
der Ausrichtung und Aufgabenstel- Die Arbeit des Integrationsfach-
lung wird die personelle und materi- dienstes (IFD) mit Sitz in Rostock 
elle Ausstattung der Landesverfas- wird analysiert und für die Weiterar-
sungsschutzbehörde kontinuierlich beit der Landesregierung nutzbar ge-
überprüft. macht. 

Die Landesregierung verstärkt ihre Integration und 
Anstrengungen, Kinder bzw. Ju-Zuwanderung 
gendliche nichtdeutscher Herkunfts-
sprache zu qualifizieren, damit sie 

Mecklenburg-Vorpommern ist ein durch den Erwerb ausreichender 
offenes und tolerantes Land. Sprachkompetenz Schulabschlüsse 

erreichen und eine Ausbildung erhal-
Die Landesregierung fördert den ten können. Jugendliche Flüchtlinge 
Dialog der Kulturen. Deshalb wird sollen eine Möglichkeit zur Ausbil-
sie sich für die Integration von dauer- dung bekommen und diese zum Ab-
haft hier lebenden Ausländern und schluss führen können. 
Aussiedlern und für eine Verbesse-
rung der Lebenssituation von Aus- Die Landesregierung setzt sich dafür 
ländern einsetzen. Die Landesregie- ein, dass Frauen mit Migrationshin-
rung wird Leitlinien zur Integrations- tergrund nicht diskriminiert werden. 
politik vorlegen. Frauen und Kindern, die Opfer von 

Menschenhandel wurden, wird best-
Die Landesregierung wird die Situa- möglicher Schutz gewährt. 
tion von Asylbewerbern verbessern. 
Dazu setzt sie umgehend das „Eck-

Bürgerschaftliche 
Selbstbestimmung

Die Landesregierung verfolgt das 
Ziel, die demokratischen Grundlagen 
der Gesellschaft im Sinne bürger-
schaftlicher Selbstbestimmung und 
Teilnahme, kommunaler Eigen- und 
Selbstständigkeit sowie der verfas-
sungsmäßigen parlamentarischen 
und zivilgesellschaftlichen Kultur zu 
festigen und auszubauen.

Die Landesregierung prüft, ob und 
wie das Verfahren der Volksgesetzge-
bung gemäß Artikel 59 und 60 der 
Landesverfassung durch eine 
Revision des Volksabstimmungsge-
setzes und der Durchführungsbe-
stimmungen verbessert werden kann.
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XI. Rechtspflege und StrafvollzugXI. Rechtspflege und Strafvollzug
Die Landesregierung wird Erfolg Rechtspflege
versprechende Gesetzesänderungen 
zur Beschleunigung fälliger Zah-Die Landesregierung wird den Aus-
lungen im Bundesrat mit Nachdruck bau der Landesjustiz zu einem effek-
verfolgen. Zur Gewährleistung ef-tiven und bürgerfreundlichen Dienst-
fektiven Rechtsschutzes trägt sie leister weiterhin mit aller Kraft vor-
Sorge für eine angemessene perso-antreiben. Dazu werden unter Ein-
nelle Ausstattung der Justiz. Zur Ent-satz des bereits erreichten guten tech-
lastung der staatsanwaltschaftlichen nischen Ausstattungsgrades der 
Dezernate werden die Voraussetzun-Gerichte und Staatsanwaltschaften 
gen geschaffen, um in noch größerem die Möglichkeiten der vernetzten 
Umfang geeignete Ermittlungsver-Zusammenarbeit und des elektroni-
fahren in amtsanwaltschaftliche De-schen Zugangs der Bürgerinnen und 
zernate übertragen zu können. Bürger zur Justiz konsequent genutzt 

und erweitert. 
Die Sicherheit der Bevölkerung vor 
Straftätern zu erhöhen, ist ein zentra-Schneller Rechtsschutz (z. B. bei Pla-
les Anliegen der Justizpolitik der nungs- und Genehmigungsfragen, in 
Landesregierung. zivilrechtlichen Streitigkeiten und im 

Arbeitsrecht) ist unverzichtbar als 
Straftäter werden in Mecklenburg-positiver Standortfaktor. 
Vorpommern schnell, konsequent 
und mit der notwendigen Härte ver-Bei mangelnder „Zahlungsmoral“ 
folgt. Das gilt ganz besonders für kann ein zügiges Urteil und eine ra-
Straftaten mit rechtsextremem Hin-sche Vollstreckung für die betreffen-
tergrund. Bei jugendlichen Straftä-den Unternehmen von existenzieller 
tern ist es das oberste Ziel, dass sich Bedeutung sein. Gemeinsam mit Un-
einmalige Verfehlungen nicht wie-ternehmensverbänden und Kammern 
derholen und die Verurteilung nicht wird die Landesregierung Maßnah-
zu einem Abrutschen in die Krimina-men zur Beschleunigung fälliger 
lität führt. Zahlungen, zur Sicherung von For-

derungen im Verfahren sowie zur Ef-
Ein wesentlicher Beitrag zur Be-fektivierung des Vollstreckungsver-
kämpfung von organisierter und von fahrens beraten und entsprechende 
Wirtschaftskriminalität ist die konse-Initiativen ergreifen. Gleichzeitig 
quente Vermögensabschöpfung und wird sie die Bemühungen redlicher 
die Intensivierung der Finanzermitt-Schuldner zur Wiedererlangung ihrer 
lung in dem erfolgreichen Projekt wirtschaftlichen Unabhängigkeit 
„Geldjäger“. Die Landesregierung durch Restschuldbefreiung im Insol-
wird die Zusammenarbeit zwischen venzverfahren zusammen mit Trä-
Polizei und Justiz mit dem Ziel der gern der Schuldnerberatungsstellen 
Verfahrensbeschleunigung und ver-unterstützen. 

einfachung weiter verbessern. erhalten, damit sie in Zukunft ein 
straffreies Leben führen können. Die 

Wichtiges Ziel einer effektiven, mo- in diesem Zusammenhang innerhalb 
dernen Justiz ist es, die Leistungen und außerhalb der Justizvollzugsan-
möglichst kostengünstig zu erbrin- stalten durch die Sozialen Dienste 
gen. Die Landesregierung wird hier- geleistete erfolgreiche Arbeit verhin-
zu alle Anstrengungen unternehmen dert Wiederholungstaten und stellt 
und entsprechende bundesgesetz- einen wesentlichen Beitrag zur Erhö-
liche Bestrebungen unterstützen. Sie hung der inneren Sicherheit dar. Die 
strebt z. B. an, im Betreuungswesen Landesregierung legt besonderes 
die Leistungen effektiver zu gestal- Gewicht darauf, dass bei der Straffäl-
ten und weitgehende Kostensenkun- ligenhilfe in großer Zahl Ehrenamt-
gen zu erreichen. liche einbezogen werden, z. B. in den 

Beiräten der Haftanstalten. Ihre Mit-
hilfe macht erfolgreiche Arbeit Strafvollzug
häufig erst möglich und sie erreichen 
durch ihr überzeugtes Engagement Oberstes Ziel im Strafvollzug und im 
mehr Bürgernähe und mehr Akzep-Maßregelvollzug ist es, Wiederho-
tanz für diese wichtigen und schwie-lungstaten auszuschließen. 
rigen Aufgaben. 

Hieran orientieren sich alle Maßnah-
Die Landesregierung wird das 2001 men: das Lockerungssystem, die 
erarbeitete „Konzept zur weiteren baulichen Sicherungsmaßnahmen, 
Gestaltung des Strafvollzuges im die Organisation der inneren Abläufe 
Land Mecklenburg-Vorpommern“ in den Anstalten und Kliniken, stän-
kontinuierlich fortschreiben. dige Kontrollen und alle Maßnahmen 

der Resozialisierung. Bei Lockerun-
Die Landesregierung wird insbeson-gen und bei Entlassungen aus Siche-
dere die verstärkten Bemühungen um rungsverwahrung oder Maßregel-
die Schaffung von Arbeits- und Aus-vollzug überwiegt grundsätzlich das 
bildungsplätzen für jugendliche Sicherheitsbedürfnis der Bevölke-
Strafgefangene fortführen und der rung gegenüber dem Freiheitsan-
Situation von Frauen und Strafgefan-spruch des Täters, um so schwerwie-
genen mit Migrationshintergrund be-gender die Taten sind, deren Wieder-
sondere Aufmerksamkeit zu Teil holung droht. 
werden lassen. 

Gute Resozialisierungsarbeit erhöht 
Die Haftanstalten müssen von sol-die Sicherheit der Bevölkerung vor 
chen Tätern freigehalten werden, die Rückfalltätern. 
nur deshalb inhaftiert werden sollen, 
weil sie eine Geldstrafe nicht bezah-Straftäter müssen geeignete Hilfen 
len können. Wer keine Arbeit hat 
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XII. Mecklenburg-Vorpommern
in Europaoder aus anderen Gründen nicht zah- von Straftaten die erforderliche Hilfe 

len kann, wird nicht in Haft genom- für eine notwendige Betreuung und 
men, sondern statt dessen zu gemein- Versorgung finden. 
nütziger Arbeit herangezogen. Dazu 
dient das Projekt „Ausweg“, das sich Die dem Täter-Opfer-Ausgleich in-
bewährt hat und deshalb verstärkt newohnenden Möglichkeiten sollen 
fortgeführt wird. verstärkt und flächendeckend ge-

nutzt werden. 
Wichtig ist die Sicherheit vor Sexual-
straftätern. 

Als besonders gefährlich erkannte 
Sexualstraftäter sollen in Siche-
rungsverwahrung genommen und 
gehalten werden. Erforderlich sind 
hochqualifizierte fachärztliche Gut-
achten darüber, bei welchen Tätern 
eine Therapie Aussicht verspricht 
und bei wem keinerlei Risiko einge-
gangen werden darf. Hierbei wie 
auch bei der gesetzlich vorgeschrie-
benen Sozialtherapie sucht die 
Landesregierung die länderübergrei-
fende Zusammenarbeit mit den 
Nachbarländern. 

Opferschutz und 
Opferhilfe

Wer Opfer einer Straftat geworden 
ist, braucht Hilfe und Unterstützung.

Im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit 
steht das Opfer, nicht der Täter. Für 
die Opfer häuslicher Gewalt ist mit 
den Interventionsstellen eine vor-
bildliche Beratung aufgebaut wor-
den. Die Landesregierung wird in 
Zusammenarbeit mit den ehrenamt-
lich tätigen Organisationen dafür sor-
gen, dass auch alle anderen Opfer 

Das Land Mecklenburg-Vorpom- Die Landesregierung wird in der Ost-
mern unterstützt die EU-Osterweite- seekooperation eine aktive Rolle 
rung sowie die weitere Vertiefung der übernehmen, um neue Entwick-
Integration bei Wahrung der födera- lungspotentiale für Mecklenburg-
len Eigenständigkeit und des Prin- Vorpommern zu erschließen, die Ko-
zips der Subsidiarität insbesondere operationsbeziehungen auszubauen 
auf dem Gebiet der öffentlichen Da- und die Ostseeregion zu einer Frie-
seinsvorsorge. densregion weiterzuentwickeln. 

Die EU-Osterweiterung bietet Meck-
lenburg-Vorpommern gerade wegen 
seiner Nachbarschaft zu Polen für 
seine Entwicklung besondere 
Chancen. Die Landesregierung be-
kennt sich zu einer Politik, die diese 
Chancen konsequent nutzt. Sie er-
greift Maßnahmen zur Vermittlung 
aktueller und sachlicher Informatio-
nen über Polen. 

Die Landesregierung fördert weiter-
hin die deutsch-polnische Zusam-
menarbeit zwischen Politik und Ver-
waltung, Kommunen sowie zivilge-
sellschaftlichen Akteuren. Die 
Bildung eines grenzüberschreiten-
den regionalen Beschäftigungspak-
tes unter Nutzung der von der EU-
Kommission initiierten territorialen 
Beschäftigungspakte und lokaler/re-
gionaler Initiativen wird angestrebt. 

Die Landesregierung unterstützt 
weiterhin aktiv die Vernetzung vor-
handener Beratungs- und Informati-
onsstrukturen; dabei spielt die 
Euroregion Pomerania eine wichtige 
Rolle. 
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XIII. Nachhaltige FinanzpolitikXIII. Nachhaltige Finanzpolitik
Die Finanzpolitik hat in der kom- tet, dass auch in Mecklenburg-Vor-
menden Legislaturperiode die Auf- pommern noch in diesem Jahr-
gabe, verlässliche und auf Dauer zehnt die Neuverschuldung auf 
finanzierbare Rahmenbedingungen Null zurückgeführt werden muss. 
für eine nachhaltige Entwicklung des Dazu ist die Nettokreditaufnahme 
Landes zu schaffen. Dazu gehört, des Landes jährlich abzusenken. 
weiterhin Entscheidungen für Priori-
täten und neue Politikansätze zu er- Die Ausgabengestaltung des Landes 
möglichen und zugleich sparsam und Mecklenburg-Vorpommern muss 
konsolidierend zu wirtschaften. sich sowohl an den notwendigen Be-

darfen wie an den finanziellen Mög-
Die Finanzpolitik soll sich in den lichkeiten des Landes orientieren. 
nächsten Jahren an folgenden Ori- Dabei darf eine gerechte Lastenver-
entierungslinien ausrichten: teilung zwischen den Generationen 

Die Anpassung der öffentlichen In- nicht außer Acht gelassen werden. 
frastrukture inrichtungen an das Das bedeutet, dass die Kreditaufnah-
Niveau zumindest der finanz- me und die daraus resultierenden 
schwächeren westdeutschen Flä- künftigen Zinsbelastungen einge-
chenländer muss im Jahr 2010 zu grenzt werden müssen.
wesentlichen Teilen und im Jahr 
2020 vollständig abgeschlossen Sollten sich die gesamtwirtschaft-
sein. Das gilt auch für die Haus- lichen und damit die steuerlichen Er-
haltsstruktur. Zusätzliche Einnah- wartungen nicht bestätigen, kann ei-
men aus dem Solidarpakt II für die ne begrenzte Überschreitung dieser 
Anpassung der öffentlichen Infra- Kreditlinie notwendig werden, so-
struktur werden nach diesem Zeit- weit Konso lidie rungsmaßnahmen 
raum nicht mehr zur Verfügung keine ausreichende Kompensation 
stehen. Eine insgesamt funktions- ermöglichen. 
fähige und zukunftsträchtige öf-
fentliche Infrastruktur bildet die Die außerhalb der Steuereinnahmen 
Grundlage für eine aus sich heraus liegenden Verschlechterungen wer-
entwicklungsfähige Wirtschaft. den durch Maßnahmen im Rahmen 
Die Landesregierung wi ll die  der Haushaltskonsolidierung ausge-
Haushaltskonsolidierung unter den glichen. Die Steuermindereinnah-
Bedingungen drastischer Minder- men müssen mittel- und langfristig 
einnahmen und Mehrausgaben, die kompensiert werden. 
von der Landesregierung nicht be-
einflusst werden können, fortset- Zusätzliche Einnahmen sind vorran-
zen. Mit dem Stabilitätspakt haben gig zur Absenkung der Nettokredit-
sich Bund und Länder verpflichtet, aufnahme einzusetzen. 
mittelfristig ausgeglichene Haus-
halte herbeizuführen. Das bedeu- Die Koalitionspartner halten an der 

!

!

in der vorherigen Koalitionsperiode nalentwicklung begleitet. Sie soll ge-
vereinbarten Mindestausstattung der währleisten, dass die Verwaltungs-
Kommunen im Rahmen des Kom- aufgaben dauerhaft in hoher Qualität 
munalen Finanzausgleiches fest. erfüllt werden können. Dies erfordert 

eine ressortübergreifende Personal-
Die gravierenden Steuereinbrüche planung  und -steuerung unter Be-
können nicht ohne Auswirkungen auf rücksichtigung einzelner zu definie-
die Leistungen an die Kommunen render Einstellungskorridore. Zum 
bleiben. Deshalb werden Ausgleich- Übergang der Berufsanfänger in dau-
leistungen an anderer Stelle zu prü- erhafte Verwendungen und zu Zwe-
fen sein. Die Landesregierung setzt cken der Einführungsfortbildung 
sich im Übrigen dafür ein, dass durch dienen ausreichend bemessene Stel-
die Gemeindefinanzreform in der lenpools.
Bundesrepublik Deutschland die fi-
nanzielle Basis der Kommunen des Die Beihilfeleistungen werden den 
Landes gesichert wird. beihilferechtlichen Vorschriften von 

Schleswig-Holstein und Nieder-
Konsolidierungsleistungen werden sachsen angepasst.
vorrangig im konsumtiven Bereich 
angestrebt: Es werden grundsätzlich Die Landesregierung setzt sich im 
keine neuen Leistungsgesetze be- Rahmen eines verbindlichen Stufen-
schlossen. Von Konsol idierungs- plans für eine Angleichung der Tarife 
maßnahmen werden keine Bereiche des öffentlichen Dienstes in den neu-
ausgenommen. en Bundesländern an die Tarife der 

alten Bundesländer im Jahr 2007 ein. 
Ziel der Landesregierung ist die An-
passung der Stellenausstattung an die Im Hinblick auf künftige Versor-
der westlichen Flächenländer. Die gungslasten wird die Verbeamtung 
notwendige Anpassung soll weit- weiterhin restriktiv gehandhabt. Die 
gehend bis 2010 vollzogen werden. öffen tlichen Gebührenordnungen 
Bis Ende 2006 soll eine Gesamtzahl werden im Jahr 2007 entsprechend 
von unter 38.500 Stellen in der Lan- angepasst.
desverwaltung erreicht werden. Da-
zu wird ab dem Jahr 2003 eine Perso- Unter Beachtung der notwendigen 
nalaus gabenb udgeti erung e inge- Auflösung des infrastrukturellen 
führt. Der notwendige Stellenabbau Nachholebedarfs und der Erhaltung 
wird im Rahmen der finanziellen bzw. Schaffung von Arbeitsplätzen in 
Möglichkeiten des Landes sozialver- Mecklenburg -Vorp ommern sind 
träglich abgefedert. insbesondere die investiven Mittel 

weiterhin auf einem vergleichbar 
Die Konsolidierung des Personalkör- hohen Niveau vorrangig für zu-
pers wird durch eine gezielte Perso- kunf tsgestal tende und zukunfts -
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darfen wie an den finanziellen Mög-
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nächsten Jahren an folgenden Ori- Dabei darf eine gerechte Lastenver-
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Niveau zumindest der finanz- me und die daraus resultierenden 
schwächeren westdeutschen Flä- künftigen Zinsbelastungen einge-
chenländer muss im Jahr 2010 zu grenzt werden müssen.
wesentlichen Teilen und im Jahr 
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!

!
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weiterhin auf einem vergleichbar 
Die Konsolidierung des Personalkör- hohen Niveau vorrangig für zu-
pers wird durch eine gezielte Perso- kunf tsgestal tende und zukunfts -
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sichernde Maßnahmen einzusetzen. Dies gilt auch für Maßnahmen des 

Landes, deren Zwecke bereits durch 
Die EU- und Bundesfördermittel Bund-Länder-Programme gefördert 
werden nach Möglichkeit komple- werden. Um die Förderangebote des 
mentiert. Landes übersichtlicher zu gestalten, 

werden die Förderprogramme ge-
Die Landesregierung strebt im Rah- strafft und soweit möglich mit denen 
men der Halbzeitevaluierung der des Bundes kombiniert. Die Lan-
EU-Strukturfondsmittel eine Über- desregierung wird sich auch dafür 
prüfung der Förderschwerpunkte an. einsetzen, dass die Durchführung 
Es sind die Förderziele neu zu defi- von Programmen der Kreditanstalt 
nieren und die Fondsanteile zuguns- für Wiederaufbau und der Deutschen 
ten von EFRE zu verändern, um eine Ausgleichsbank auch für die Haus-
größtmögliche Flexibilität zu sich- banken attraktiver gestaltet wird. 
ern. EFRE-Mittel sollen verstärkt da-
zu genutzt werden, noch vorhandene Beratungs- und Förderangebote für 
Infrastrukturlücken auf Landes- und Unternehmen sollen besser koordi-
kommunaler Ebene zu schließen. niert und deren Vermittlung mög-
Der verbreiterte und fondsübergrei- lichst an einer Stelle im Land kon-
fende Einsatz der EU-Mittel wird zentriert werden. Die Verwaltung der 
weiter ausgestaltet. Förderprogramme des Landes wird 

weiter zusammengefasst und effek-
Die Umsetzung der Strategie des tiver gestaltet. Der Erfolgskontrolle 
Gender Mainstreaming ist auch in der Förderung soll besondere Beach-
den Interventionen der EU-Struktur- tung beigemessen werden. 
fonds konsequent weiterzuentwick-
eln. Die Landesregierung wird sich Die Effizienz der Unternehmen mit 
dafür einsetzen, dass die EU-mäßi- Landesbeteiligung soll verbessert 
gen Voraussetzungen für einen ver- we rd en . Zw is ch en  La nd  un d 
änderten EU-Mittel-Einsatz bereits Unternehmen werden verbindliche 
für das Haushaltsjahr 2004 geschaf- Zielvorgaben vereinbart, deren Um-
fen werden können. setzung durch ein verbessertes Con-

trollingsystem unterstützt wird. Eine 
Die Landesregierung setzt sich für ei- Budgetierung von Landeszuwendun-
ne Fortführung der EU-Struktur- gen an davon abhängige Unterneh-
fonds nach 2006 ein. men wird in diesem Rahmen ange-

strebt. 
Die allein aus Landesmitteln finan-
zierten Förderprogramme bedürfen Die Landesregierung wird Moderni-
einer kritischen Überprüfung auf ihre sierungs- und Rationalisierungsmög-
Wirksamkeit. lichkeiten in der Landesverwaltung 

konsequent nutzen. Die Modellver-

suche zur Kosten- und Leistungs-
rechnung werden fortgeführt. Die Er-
gebnisse sind ab dem Jahr 2004 kri-
tisch zu bewerten und Schlussfolge-
rungen für die flächendeckende Ein-
führung der Kosten- und Leistungs-
rechnung zu treffen. 

Die Landesregierung verstärkt ihre 
Bemühungen dem Bund gegenüber 
für mehr Steuergerechtigkeit zu sor-
gen. Sie wird für eine gerechtere 
Lastenverteilung zwischen dem 
Bund einerseits und den Ländern und 
Kommunen andererseits eintreten. 
Sie wird Initiativen zur Wiederein-
führung der Vermögenssteuer auf 
große Vermögen und zur Reform der 
Erbschafts- und Schenkungssteuer-
reform aufgreifen und unterstützen. 

In der Finanzverwaltung des Landes 
sind alle Möglichkeiten zu nutzen, 
um Steuerhinterziehungen zu be-
kämpfen. 

Die in dieser Vereinbarung vorgeseh-
enen Maßnahmen stehen ebenso wie 
alle laufenden Maßnahmen unter 
dem Vorbehalt der Verfügbarkeit der 
erforderlichen Haushaltsmittel. 
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partner rechtzeitig zu informieren.Grundsätze der 

Zusammenarbeit
Beide Fraktionen verpflichten sich, 
nicht mit wechselnden Mehrheiten 

Die Arbeit der Regierung beruht auf abzustimmen. Die freie Gewissens-
partnerschaftlichen, gleichberechtig- entscheidung des einzelnen Abge-
ten Grundlagen und wahrt die Identi- ordneten bleibt hiervon unberührt.
tät der beiden die Regierung tragen-
den Parteien.

Koalitionsausschuss

Wortlaut und Geist der Koalitions-
Die Koalitionspartner bilden einen vereinbarung sind zu berücksich-
Koalitionsausschuss. In diesem wer-tigen.
den Angelegenheiten von grund-
sätzlicher Bedeutung beraten, die Es gilt das Prinzip der Regierungsso-
zwischen den Koalitionspartnern ab-lidarität.
gestimmt werden müssen.

Ein Mitglied der Landesregierung 
Der Ausschuss wird paritätisch von kann nicht gegen den Willen des 
beiden Koalitionspartnern besetzt. Koalitionspartners, dem dieses Re-
Den Vorsitz führt der Ministerpräsi-gierungsmitglied angehört, entlassen 
dent und bei seiner Verhinderung der werden, ohne dass in diesem Fall die 
stellvertretende Ministerpräsident. Koalition beendet wird.
Weitere Mitglieder des Ausschusses 
sind die Fraktionsvorsitzenden und Landtag
Parlamentarischen Geschäftsfüh-
rer/innen der beiden Regierungspar-

Zur Abstimmung der parlamenta- teien sowie der oder die Landesvor-
rischen Zusammenarbeit findet zwi- sitzende oder eine Vertreterin, bzw. 
schen den Vorsitzenden und den Par- ein Vertreter aus den Landesvorstän-
lamentarischen Geschäftsführern der den der Regierungsparteien. Beide 
Koalitionsfraktionen ein enger und Koalitionspartner können bei Bedarf 
regelmäßiger Informationsaustausch jeweils ein zusätzliches Mitglied ent-
statt. Bei Bedarf werden die jewei- senden.
ligen Fachsprecher einbezogen.

Der Koalitionsausschuss tritt auf An-
Jede Koalitionsfraktion kann nach trag eines Koalitionspartners, min-
Herstellung des Einvernehmens mit destens jedoch vierteljährlich, zu-
dem Koalitionspartner Gesetzent- sammen. Die Ergebnisse der Bera-
würfe und Anträge eigenständig ein- tungen werden schriftlich festgehal-
bringen. Vor dem Stellen Großer An- ten.
fragen und der Beantragung von Ak-
tuellen Stunden ist der Koalitions-

Kabinett und Bundesrat

Beide Partner bemühen sich, Kabi-
nettsentscheidungen im Konsens zu 
treffen. Die Koalitionspartner ver-
ständigen sich darauf, dass bei Fra-
gen, die für einen der Partner von 
grundsätzlicher Bedeutung sind, kein 
Koalitionspartner überstimmt wird. 

Das Abstimmungsverhalten im Bun-
desrat wird von den Koalitionspart-
nern im Kabinett festgelegt. Dabei 
stehen die Interessen des Landes und 
seiner Bürgerinnen und Bürger im 
Vordergrund. Es werden nur Fragen 
als strittig behandelt, die nach Auf-
fassung eines Partners von grund-
sätzlicher Bedeutung sind. Für die 
Beratung in den Fachausschüssen 
gilt das Ressortprinzip.

Kommt eine Einigung nicht zu 
Stande, so enthält sich das Land im 
Bundesrat der Stimme. 

Schwerin, 5. November 2002

Dr. Harald Ringstorff
SPD-Landesvorsitzender

Peter Ritter
PDS-Landesvorsitzender

Volker Schlotmann
SPD-Fraktionsvorsitzender

Angelika Gramkow
PDS-Fraktionsvorsitzende
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